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Jedes Leben findet einmal sein Ende, 

aber das Geliebte bleibt uns lebendig - in der Erinnerung, im Herzen, 

und in dem Unendlichen, das über dem Hier und Jetzt steht. 

Ich widme diese Internet-Veröffentlichung des vorliegenden Buches 

meiner geliebten Katze Kopernikus. 

Jeder Buchstabe, den ich tippte, wurde mit wachsamen Augen verfolgt, 
mal von oben herab als federleichter Flauschkragen auf meinen Schultern, 
mal mit liebevoller Pfote auf meinem Arm - immer war sie zugegen 

und beaufsichtigte meine Arbeit, als hätte sie geahnt, wie wichtig gerade die- 
ses Buch ist. 

Nun mußte sie mich verlassen. Für wie lange? 

"Es gibt kein Leid, das ohne Tröstung bleibt 

und keinen Tod, der nicht ins Leben führt. 

Als Atem Gottes gehn wir aus und ein." 

Danke, Nicki. HCS / Scriptorium, im August 2002. 


Vorwort 
Zum Geleit 


1. Einleitung 
2. Von der Reichswehr zum Volksheer 
Die militärischen Bestimmungen des Versailler Diktats 


Artikel 160 
Artikel 168 
Artikel 169 
Artikel 173 
Artikel 178 
Deutschlands Wehrlosigkeit 
Frankreichs Marxisten wünschen die bewaffnete Nation 
Um ein Panzerschiff 
Die Wende 
Die allgemeine Wehrpflicht für Deutschland! 
Ein Volk atmet auf 
Das deutsche Wehrgesetz 
Das deutsch-englische Flottenabkommen 
3. Los von Versailles! 
Adolf Hitlers Kampf um den Frieden der Welt 
Austritt aus Abrüstungskonferenz und Völkerbund 
Praktische Friedenstaten gegen Genfer Theorie 
Die Episode der Einkreisungsreisen 
Die Saar wird frei 
Wieder allgemeine Wehrpflicht 
Das deutsch-englische Flottenabkommen 
Zusammenbruch der Front von Stresa 
Das Rheinland wieder frei 
Neuer deutscher Friedensplan 
Die Achse Berlin-Rom 
4. Der Weg zum Dritten Reich 
Die Fürsten gingen - die Bonzen kamen 
"Jeder einmal Minister" 
280 Millionen Mark für die Parlamente 
Verantwortung im nationalsozialistischen Staat 
Moderne Demokratie 
Keine Verfassung vom grünen Tisch 
"Erst Rechtsvereinheitlichung, dann Reichsvereinheitlichung' 
Vier Jahre Reichsreform 
Die ersten Reichsgaue 
5. Volk und Rasse 
Ein Systemblatt berichtet 
Überall Arbeitslose als Höhlenbewohner 
Nationalsozialistischer Kampf gegen die Elendsquartiere 
Wohnungsbau verdreifacht 
Ehestandsdarlehen fördern Heirat und kurbeln Wirtschaft an 
Hilfswerk "Mutter und Kind" 
Nationalsozialismus kämpft für Volksgesundheit 
Verhütung erbkranken Nachwuchses 
Über 200 Millionen Reichsmark jährlich für Erbkranke 


Jugend im neuen Staat 
Arbeitsdienst für Deutschland 
"Freie Bahn dem Tüchtigen" 
Sport schafft gesundes Volk 
6. Die Arbeitsschlacht 
Zwei Welten 
Das Brauns-Gutachten 
21,5 Millionen Menschen auf Unterstützungen angewiesen 
"Suche Stellung beliebiger Art" 
Die Verschuldung der Arbeitslosenversicherung 
Nationalsozialismus bringt Wandlung 
Nur noch eine Million Erwerbslose 
Die Entwicklung des Arbeitseinkommens 
7. Aus jüdischer Korruption zu neuer Wirtschaftsblüte 
Die Wirtschaftsmoral in der marxistischen Republik 
Der Skandal um die Juden Sklarz 
David, Judko und Henry Barmat und ihre marxistischen Freunde 
Iwan Baruch Kutisker 
Die jüdischen Reichsbannergenossen Sklarek 
Zentrums-Hirtsiefer und SPD.- Südekum 
SPD.-Stadtrat Schüning und der Behala-Skandal 
Die "Frankfurter Allgemeine..." 
Jakob Goldschmidt und Lahusen 
Der jüdische Minister Asch 
Wirtschaftsbarometer in der Novemberrepublik 
Und von 1933 ab Wirtschaftsaufstieg 
Der deutsche Außenhandel 
Die wirtschaftspolitischen Beziehungen zum Auslande 
Wandlung der Wirtschaftspolitik 
Die Aktienrechtsreform 
Eine stolze Bilanz 
8. Marxistische und nationalsozialistische Finanzpolitik 
Der Dawesplan 
Der Youngplan 
Die Gesamtleistungen Deutschlands aus dem Versailler Diktat 
Deutschlands Auslandsverschuldung 
Republikregierung als Gerichtsvollzieher gegen das Volk 
Der Niedergang der Gemeinden 
Eine Stadt meldet Konkurs an 
Steuerpolitik im nationalsozialistischen Staat 
Der schwarze Montag 
Der nationalsozialistische Staat greift ein 
9. Verkehr und Motorisierung 
Kraftwagenerzeugung und Kraftverkehr 
Der Luftverkehr 


Der Schienenverkehr 
Der Güterverkehr 

Die Schiffahrt 

Die Reichspost 

Die Straßen Adolf Hitlers 
Drei Baujahre sind vorbei 


10. Um Blut und Boden 


1 


— 


12. 


13. 


Das Reichserbhofgesetz 

Die Neubildung deutschen Bauerntums 
Reichsnährstand als Einheitsorganisation 
Marktordnung 

Die Erzeugungsschlacht 

Provinzen werden erobert 

Wohnungen für Landarbeiter 


. Nationalsozialistische Sozialpolitik 


Der Verrat der Marxisten am deutschen Arbeiter 
Die Bilanz von 13 Jahren Marxismus 
Sozialismus im Dritten Reich 
Was hat der deutsche Arbeiter dadurch erreicht? 
Sanierung der Sozialversicherung 
Invalidenversicherung 
Angestelltenversicherung 
Arbeitslosen- und Wohlfahrtsunterstützung 
Hilfsmaßßnahmen für die Kriegsbeschädigten 
Kleinrentnerhilfe 
Eine stolze Bilanz des Sozialismus der Tat 
Winterhilfswerk 
Von den Gewerkschaften zur Deutschen Arbeitsfront 
Der Skandal bei der "Volksfürsorge" 
Viele Millionen Reichsmark bei den Gewerkschaften unterschlagen 
Gewerkschaften finanzierten Deutschlands Kriegsgegner 
Privatkonten und gefälschte Bilanzen 
Nationalsozialismus schafft Ordnung 
Volksgemeinschaft statt Klassenkampf 
Niedrigere Beiträge, höhere Leistungen 
Die Unterstützungseinrichtungen der Deutschen Arbeitsfront 
Deutsche Arbeitsfront leistet mehr als alle Gewerkschaften 
Rechtsberatung 
Jugendfürsorge 
Frauenamt 
Heimstätten- und Wohnungsbau 
Schulung und Berufserziehung 
Soziale Betreuung 
Kraft durch Freude 
Von der Republikjustiz zum deutschen Recht 


Ein republikanischer Justizminister 
Republikanische Novemberjustiz 
Die Verjudung der Justiz 
"Moderner Strafvollzug" 
Um ein neues deutsches Recht 
30 Jahre Mühen um ein neues Strafrecht 
In vier Jahren nationalsozialistisches Strafrecht 
Die weitere Neuordnung des Rechtslebens 

14. Wiederaufbau der deutschen Kultur 
Ein Jude über Deutschlands Verjudung 
"Pilgerchor" als Fußballmannschaft 
Entjudung der deutschen Kultur 
Der Aufbau der Reichskulturkammer 
Die soziale Stellung der deutschen Künstlerschaft 
Staatspreise für deutsche Künstler 
Theaterskandale am laufenden Band 
Die Arbeitslosigkeit unter den Bühnenschaffenden 
Nationalsozialismus bringt Aufstieg 
Deutscher statt jüdischer Film 
Deutsches Musikleben ohne Deutsche 
Vier Jahre nationalsozialistischer Arbeit 
Zahl der Rundfunkhörer verdoppelt 
Deutsche Kunst statt jüdischer Irrsinnsprodukte 
Presse ohne Juden 
Schrifttum im neuen Staat 
Eine neue Blüte deutscher Kultur 

15. In den zweiten Vierjahresplan 
Volk und Vierjahresplan 


Vier Jahre sind um: Der Führer spricht! 
Adolf Hitler am vierten Jahrestag der nationalsozialistischen Revolution 
Die Revolution der Revolutionen 
Sozialismus wird Wirklichkeit 
Nicht Diktatur, sondern Volksstaat 
Die Bilanz von 1933 
Nationalsozialistische Wirtschafts- und Sozialpolitik 
Erziehung zur Gemeinschaft 
Der Führer zieht die Unterschrift unter Kriegsschuldlüge zurück 
Deutschlands Außenpolitik seit 1933 
Nationalsozialismus rettet Europa vor dem Bolschewismus 
Um Deutschlands Gleichberechtigung 
Deutschland braucht Kolonien 
Der zweite Vierjahresplan 


Vorwort 


Diesem Buch ist die Aufgabe gestellt, Aufklärung zu geben über das, was 
der Führer in vier Jahren schuf. Aber nur ein Bruchteil dessen, was unter na- 
tionalsozialistischer Staatsführung in vier Jahren geleistet wurde, konnte in 
diesem Rahmen Erwähnung und Berücksichtigung finden. Erst wenn man 
sich mit der systematischen Aufstellung einer Bilanz der ersten vier Jahre na- 
tionalsozialistischer Aufbauarbeit beschäftigt, gewinnt man einen Überblick 
über den gewaltigen Umfang der Arbeit und der Erfolge in dieser so kurzen 
Zeitspanne. 


In fünfzehn Abschnitten habe ich den Versuch gemacht, einen Überblick 
über die wesentlichen Punkte der ersten Vierjahresbilanz zu geben. Man 
könnte ebensogut über jedes dieser einzelnen Gebiete ein ganzes Buch 
schreiben, ohne einen Mangel an Stoff befürchten zu müssen. Das aber er- 
scheint mir besonders bezeichnend für die Jahre des Kampfes und des Auf- 
baus, die nun hinter uns liegen. Historikern der Zukunft wird es vorbehalten 
bleiben müssen, einmal diese Aufgabe zu erfüllen und in einer Geschichte 
unserer Zeit der Nachwelt zu überliefern, wie ein verarmtes, in Fesseln ge- 
schlagenes Volk in revolutionärem Ansturm mit eiserner Energie und zähem, 
unermüdlichem Ringen unter Führung Adolf Hitlers sich die Bresche in die 
Freiheit brach und auf den Trümmern einer Epoche der Schmach und der 
Feigheit den nationalsozialistischen Staat der Ehre und der Arbeit errichtete. 


Der Verfasser 


Zum Geleit 


Die letzten vier Jahre standen unter dem Namen des Führers. Sie werden 
eingehen in die Geschichte als die historische Zeitspanne seiner ersten gro- 
ßen Aufbauperiode; unvergänglich werden seine Leistungen sein. In diesen 
vier Jahren ist Deutschland wieder eine Weltmacht geworden. Wir alle kön- 
nen uns wieder mit Stolz Bürger dieses Reiches und dieses Volkes nennen. 





Einleitung 


Arbeiter! Soldaten! Bauern! 
An Alle! 


Die alte Regierung ist gestürzt. Die alten Machthaber sind geflohen. Die 

Beauftragen des Volkes haben die Gewalt in ihre Hände genommen. 

1. Das Deutsche Reich ist eine Republik. 

2. Das deutsche Volk hat auf der ganzen Linie gesiegt. 

3. Der Präsident der Vereinigten Staaten Amerikas sichert uns 
einen Frieden der Versöhnung und Verständigung zu 
ohne Annexionen und Entschädigungen. 

4. Der Weltfriede ist somit für die Zukunft gesichert. 

5. Das französische und englische Volk beglückwünschen bereits 
das deutsche Volk zum Sturze seines Imperialismus. 

6. Die englische Marine hat die rote Flagge gehißt. 

7. Damit ist die Periode des Imperialismus endgültig beendet. 
8. Der allgemeinen Abrüstung steht hinfort kein Hindernis mehr im 
Wege. 

9. Die Weltrevolution marschiert. 

10. Die Geheimdiplomatie ist abgeschafft. Indem sich in Zukunft die 
Völker selbst regieren, 
herrscht nunmehr das Recht. 

11. Der Kapitalismus gehört in Zukunft einer überwundenen Zeit an. 

12. Jeder Werktätige erhält gerechte Entlohnung. 

13. Die Republik garantiert jedem Arbeit und Brot. 

14. Die Lebensmittelpreise werden sofort herabgesetzt, die ungerech- 
ten Steuern beseitigt. 

15. Die Vollsozialisierung beginnt. 

16. Schieber und Wucherer werden nunmehr ihrer gerechten Strafe 
zugeführt. 

17. In der Republik ist kein Platz für Korruption. 

18. Die Bürokratie ist beseitigt, das Volk regiert sich selbst. Ein all- 
gemeiner politischer Aufstieg wird die Folge sein! 

19. Durch diese Revolution tritt unser Volk in den Zustand einer wah- 
ren Freiheit, Schönheit und Würde. 


Werktätige! Bildet überall Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte! 

Rüstet zum Kampf gegen die Reaktion! 

Nie wieder Krieg! Es lebe die Republik! Es lebe die Weltre- 
volution! 


Berlin, den 9. November 1918. 
Der Rat der Volksbeauftragten. 


Dieser Aufruf ist am 9. November 1918 der Auftakt zur Weimarer Repub- 
lik. Man kann es getrost jedem deutschen Arbeiter überlassen, selbst zu 
beurteilen, ob eine einzige von diesen Versprechungen jemals zur Tat 
geworden ist. So beginnt die Weimarer Republik mit riesigen Verspre- 
chungen, mit Worten, denen niemals Taten folgen. 


Am 30. Januar 1933 übernimmt Adolf Hitler die Führung des Deutschen Rei- 
ches. Am 11. Februar 19353 tritt er zum ersten Male im Berliner Sportpalast 
vor das deutsche Volk hin, um sein Programm zu entwickeln. Das einzige, 
was der Führer vom deutschen Volke verlangt, sind vier Jahre Zeit. Adolf Hit- 
ler verspricht nichts, sondern fordert Mitarbeit, Vertrauen und Glauben: 


"Nun fragen die Gegner: Und euer Programm? Ich könnte eher die Frage 
an diese Gegner richten: Wo war euer Programm? Habt ihr das, was ihr in 
Deutschland angerichtet habt, gewollt? War das euer Programm? Oder woll- 
tet ihr das nicht? Was hinderte euch, das Gegenteil zu tun? 

Wenn sie sich heute plötzlich nicht mehr erinnern wollen, daß sie die Ver- 
antwortung für 14 Jahre tragen, dann werden wir die Mahner sein und die An- 
kläger zugleich und dafür sorgen, daß ihr Gewissen nicht nachläßt. 

Wenn sie sagen: 'Sagen Sie uns Ihr detailliertes Programm‘, dann kann 
ich nur zur Antwort geben: Zu jeder Zeit wäre vermutlich mein Programm mit 
ganz konkreten wenigen Punkten möglich gewesen - nach eurer Wirtschaft, 
nach eurem Wirken, nach eurer Zersetzung muß man das deutsche Volk von 
Grund auf neu aufbauen, genau so wie ihr es bis in den Grund hinein zerstört 
habt. 

Und da erhebt sich nun eine Anzahl von großen Aufgaben vor uns. Die 
erste und damit der erste Programmpunkt: Wir wollen nicht lügen und wollen 
nicht schwindeln! Ich habe es deshalb abgelehnt, jemals vor dieses Volk hin- 
zutreten und billige Versprechungen zu geben. Es kann niemand von Ihnen 
gegen mich zeugen und sagen, daß ich je gesagt habe, daß der Wiederauf- 
stieg nur eine Frage von wenigen Tagen sei. Immer und immer wieder predi- 
ge ich: Der Wiederaufstieg der deutschen Nation ist die Frage der Wiederge- 
winnung der inneren Kraft und Gesundung des deutschen Volkes. 

So wie ich fast 14 Jahre gearbeitet habe, unentwegt und ohne jemals 
schwankend zu werden, am Aufbau dieser Bewegung, und so wie es mir ge- 
lang, von sieben Mann zu diesen zwölf Millionen zu kommen, so will ich und 
so wollen wir bauen und arbeiten an der Wiederaufrichtung unseres deut- 
schen Volkes. Und so wie mir und dieser Bewegung heute die Führung des 
Deutschen Reiches anvertraut worden ist, so werden wir einst dieses Deut- 
sche Reich wieder zur Größe, zum Leben zurückführen, und wir sind ent- 
schlossen, uns durch gar nichts dabei beirren zu lassen. 

Und so komme ich zum zweiten Punkt dieses Programms. Ich will Ihnen 
nicht versprechen, daß diese Wiederauferstehung unseres Volkes von selbst 
kommt. Wir wollen arbeiten, aber das Volk selbst muß mithelfen. Es soll nie 
glauben, daß ihm plötzlich Freiheit, Glück und Leben vom Himmel geschenkt 


würden. Alles wurzelt im eigenen Willen, in der eigenen Arbeit. 

Drittens wollen wir unsere ganze Arbeit leiten lassen von einer Erkennt- 
nis, von einer Überzeugung: Glaube niemand an fremde Hilfe, niemand an 
Hilfe, die außerhalb unseres eigenen Volkes liegt. In uns selbst allein liegt die 
Zukunft des deutschen Volkes. Durch eigene Arbeit, durch eigenen Fleiß, ei- 
gene Beharrlichkeit werden wir wieder emporsteigen, wie auch die Völker, 
einst auch Deutschland, nichts geschenkt erhielten, sondern selbst sich 
schaffen mußten. 

Der vierte Punkt dieses Programms lautet dann: Die Gesetze des Le- 
bens sind immer gleich und immer dieselben, und wir wollen den Aufbau die- 
ses Volkes vornehmen nicht nach blassen Theorien, die irgendein fremdes 
Gehirn erdenkt, sondern nach den ewigen Gesetzen, die die Erfahrung, die 
die Geschichte zeigt und die wir kennen. 

Und diese Gesetze, die fassen wir in einen fünften Punkt, in eine Er- 
kenntnis zusammen: Die Grundlagen unseres Lebens beruhen auf zwei Fak- 
toren, die niemand uns rauben kann: in unserem Volk als Substanz, Blut und 
Wille und Ingenium. Volk und Erde, das sind die beiden Wurzeln, aus denen 
wir unsere Kraft ziehen wollen, und auf denen wir unsere Entschlüsse aufzu- 
bauen gedenken. 

Damit ergibt sich als sechster Punkt klar das Ziel unseres Kampfes: die 
Erhaltung dieses Volkes für die Zukunft, in der Erkenntnis, daß dies allein 
überhaupt für uns einen Lebenszweck darstellen kann! Nicht für Ideen leben 
wir, nicht für Theorien, nicht für phantastische Parteiprogramme - nein, wir le- 
ben und kämpfen für das deutsche Volk, für die Erhaltung seiner Existenz, für 
die Durchführung seines eigenen Lebenskampfes in der Zukunft, und wir sind 
dabei überzeugt, daß wir nur damit allein mithelfen an dem, was die anderen 
so gerne in den Vordergrund stellen möchten. 

Ein Weltfriede - er wird immer voraussetzen starke Völker, die ihn wün- 
schen und beschützen: eine Weltkultur - sie baut sich nur auf auf den Kultu- 
ren der Nationen, der Völker; eine Weltwirtschaft ist nur denkbar getragen 
von den Wirtschaften gesunder Einzelnationen. 

Und ein weiterer Punkt! Er lautet: Weil wir in der Erhaltung unseres Vol- 
kes, in der Durchführung seines Lebenskampfes das Ziel erblicken, müssen 
wir die Ursachen des Zerfalles beseitigen und damit die Versöhnung der 
deutschen Klassen herbeiführen, ein Ziel, das man nicht in sechs Wochen er- 
reicht, nicht in vier Monaten, wenn 70 Jahre an dieser Zersetzung arbeiten 
konnten: Ein Ziel, das wir nie aus den Augen verlieren! Die Parteien dieser 
Klassenspaltung mögen überzeugt sein: Solange mich der Allmächtige am 
Leben läßt, wird mein Entschluß und mein Wille, sie zu vernichten, ein unab- 
änderlicher sein. 

Niemals werde ich mich von der Aufgabe entfernen, den Marxismus und 
seine Begleiterscheinungen aus Deutschland auszurotten. Niemals werde ich 
hier zu einem Kompromiß geneigt sein. Einer muß hier Sieger sein: entweder 
der Marxismus oder das deutsche Volk. Aber siegen wird das deutsche Volk! 
Wenn wir diese Versöhnung der Klassen herbeiführen, direkt oder indirekt, 


wollen wir weitergehen, dieses geeinte deutsche Volk wieder zu den ewigen 
Quellen seiner Kraft zu führen, wollen wir in der Erziehung unserer Kleinen 
den Glauben an Gott und den Glauben an unser Volk einpflanzen in die jun- 
gen Gehirne, und wollen dann weiter schreiten, wieder aufzubauen dieses 
Volk auf dem deutschen Bauer als dem Grundpfeiler jeden völkischen Le- 
bens. Indem ich für die deutsche Zukunft kämpfe, muß ich kämpfen für die 
deutsche Scholle und muß kämpfen für den deutschen Bauern. Er gibt uns 
die Menschen in unsere Städte. Er ist die ewige Quelle seit Jahrtausenden 
gewesen, und er muß erhalten bleiben. 

Und ich gehe dann weiter zum zweiten Pfeiler unseres Volkstums, zum 
deutschen Arbeiter, zu jenem deutschen Arbeiter, der in der Zukunft kein 
Fremdling mehr sein soll und sein darf im Deutschen Reich, und den wir zu- 
rückführen wollen wieder in die Gemeinschaft unseres Volkes, für den wir die 
Tore aufsprengen werden, auf daß er mit einzieht in die deutsche Volksge- 
meinschaft als ein Träger der deutschen Nation. 

Und wir wollen dann weiter dem deutschen Geist die Möglichkeit seiner 
Entfaltung sichern, wollen den Wert der Persönlichkeit, die schöpferische 
Kraft des einzelnen wieder einsetzen in ihre ewigen Rechte, wollen brechen 
mit allen Erscheinungen einer fauligen Demokratie und an ihre Stelle setzen 
die ewige Erkenntnis, daß alles, was groß ist, nur kommen kann aus der Kraft 
der Einzelpersönlichkeit, und daß alles, was erhalten werden soll, wieder an- 
vertraut werden muß der Fähigkeit der Einzelpersönlichkeit. 

Bekämpfen wir die Erscheinungen unseres parlamentarisch-demokrati- 
schen Systems, so gehen wir damit sofort über zu einem zwölften Punkt: der 
Wiederherstellung der Sauberkeit in unserem Volke, Sauberkeit auf allen Ge- 
bieten unseres Lebens, der Sauberkeit in unserer Verwaltung, der Sauberkeit 
im Öffentlichen Leben, aber auch der Sauberkeit in unserer Kultur. 

Wir wollen wiederherstellen vor allem die deutsche Ehre, wiederherstel- 
len die Achtung vor ihr und das Bekenntnis zu ihr und wollen einbrennen in 
unsere Herzen das Bekenntnis zur Freiheit, wollen unser Volk damit aber 
auch wieder beglücken mit einer wirklichen deutschen Kultur, mit einer deut- 
schen Kunst, mit einer deutschen Architektur, einer deutschen Musik, die uns 
die Seele wiedergeben soll. Und wir wollen damit erwecken die Ehrfurcht vor 
der großen Tradition unseres Volkes, erwecken die tiefe Ehrfurcht vor den 
Leistungen der Vergangenheit, die demütige Erinnerung an die großen Män- 
ner der deutschen Geschichte. Wir wollen unsere Jugend wieder hineinfüh- 
ren in dieses herrliche Reich unserer Vergangenheit, das Wirken und Schaf- 
fen unserer Vorfahren; demütig soll sie sich beugen vor denen, die vor uns 
lebten und schufen, arbeiteten und wirkten, auf daß wir heute leben können. 
Und wir wollen diese Jugend vor allem erziehen zur Ehrfurcht vor denen, die 
einst das schwerste Opfer gebracht haben für unseres Volkes Leben und un- 
seres Volkes Zukunft. Denn was diese 14 Jahre auch verbrochen haben - 
das Schlimmste war, daß sie zwei Millionen Tote um ihr Opfer betrogen ha- 
ben. Und diese zwei Millionen, die sollen vor den Augen unserer Jugend sich 
wieder erheben als ewige Warner, als Forderer, als Zeugen des Opfers für 


die Nation. Wir wollen die Jugend erziehen zur Ehrfurcht vor unserem alten 
Heer, an das sie wieder denken soll, und in dem sie wieder die gewaltige 
Kraftäußerung der deutschen Nation, das Sinnbild der größten Leistung, die 
unser Volk je in seiner Geschichte vollbracht hat, sehen soll. 

Damit wird dieses Programm der nationalen Wiedererhebung auf allen 
Gebieten des Lebens, unduldsam gegen jeden, der sich gegen die Nation 
versündigt, Bruder und Freund jedem, der mitkämpfen will an der Wiederau- 
ferstehung seines Volkes, unserer Nation! 

Damit richte ich heute nun den letzten Appell an Sie, meine Volksgenos- 
sen. Am 30. Januar haben wir eine Regierung übernommen. Schlimmste Zu- 
stände waren in unser Volk hineingebrochen. Wir wollen sie beheben und wir 
werden sie beheben! So wie wir trotz allen Hohnes unserer Gegner in diesen 
14 Jahren so weit gekommen sind, daß wir sie heute beseitigt haben, so wer- 
den wir auch die Folgen ihres Regimentes beseitigen. Um Gott und dem ei- 
genen Gewissen Genüge zu tun, haben wir uns noch einmal an das deutsche 
Volk gewandt. Es soll selbst mithelfen, es soll nun selbst entscheiden. 

Wenn dieses deutsche Volk uns in dieser Stunde verläßt, so möge uns 
der Himmel verzeihen: Wir werden den Weg gehen, der nötig ist, daß 
Deutschland nicht verkommt! Wir wollen, daß mit der Zeit der Wiedererhe- 
bung der deutschen Nation nicht nur einzelne Namen verknüpft sind, sondern 
der Name des deutschen Volkes selbst, daß eine Millionenbewegung hinter 
diese Regierung tritt, daß sie mithilft in ihrer Kraft und ihrem Willen, uns wie- 
der zu stärken zu diesem großen und schweren Werk. 

Ich weiß, daß, wenn heute sich die Gräber öffnen würden, die Geister 
der Vergangenheit, die einst für Deutschland stritten und litten und starben, 
würden emporschweben, und hinter uns würde heute ihr Platz sein. All die 
großen Männer unserer Geschichte - ich weiß, sie stehen hinter uns und se- 
hen auf unser Werk und unser Wirken. 

Vierzehn Jahre haben die Parteien des Zerfalls, des Novembers, der Re- 
volution das Volk geführt und mißhandelt, vierzehn Jahre lang zerstört, zer- 
setzt und aufgelöst. Es ist nicht vermessen, wenn ich heute vor die Nation 
hintrete und sie beschwöre: 

Deutsches Volk! Gib uns vier Jahre Zeit - dann richte und urteile über 
uns! Deutsches Volk, gib uns vier Jahre, und ich schwöre dir, so wie wir und 
wie ich dieses Amt antrat, so will ich dann wieder gehen - ich tat es nicht um 
Gehalt und um Lohn, ich tat es um deiner selbst willen. 

Es ist der schwerste Entschluß meines Lebens gewesen. Ich habe ihn 
gewagt, weil ich glaubte, daß es sein muß; ich habe ihn gewagt, weil ich 
überzeugt bin, daß nun nicht mehr länger gezögert werden darf; ich habe ihn 
gewagt, weil ich der Überzeugung bin, daß endlich unser Volk doch wieder 
zur Besinnung kommen wird und daß, wenn es heute ungerecht urteilt und 
wenn Millionen uns verfluchen, sie einmal doch hinter uns marschieren wer- 
den, da sie einsehen werden: Er hat wirklich nur das Beste gewollt, obgleich 
es schwer war; kein anderes Ziel im Auge gehabt, als dem zu dienen, was 
uns das Höchste auf Erden ist. Denn ich kann mich nicht lossagen von dem 


Glauben an mein Volk, kann mich nicht lossagen von der Überzeugung, daß 
diese Nation wieder einst auferstehen wird; kann mich nicht entfernen von 
der Liebe zu diesem meinen Volk und hege felsenfest die Überzeugung, daß 
einmal doch die Stunde kommt, in der die Millionen, die uns heute verfluchen, 
dann hinter uns stehen und mit uns begrüßen werden das gemeinsam ge- 
schaffene, mühsam erkämpfte und bitter erworbene neue Deutsche Reich 
der Größe und der Ehre und der Kraft, der Herrlichkeit und der Gerechtigkeit. 
Amen!" 


Vier Jahre Zeit hat Adolf Hitler gefordert. Die vier Jahre sind nun um. Der na- 
tionalsozialistische Staat braucht nach diesen vier Jahren nicht schamhaft zu 
schweigen. Er kann dem deutschen Volke eine stolze Bilanz unterbreiten. Ei- 
ne Bilanz, vor der kein Gebiet des Lebens unseres Volkes ausgeschlossen 
zu werden braucht. 


Das, was in diesen vier Jahren in Deutschland geschaffen wurde, ist so viel- 
fältig und so umfangreich, daß seine Darstellung nicht ein Buch, sondern eine 
ganze Bibliothek füllen würde. So kann es im Rahmen dieses Buches nur 
Aufgabe sein, einen Überblick über die wichtigsten Lebensgebiete und das, 
was auf ihnen geleistet wurde, zu geben. Allein schon dieser Überblick ist ein 
überwältigendes Dokument nationalsozialistischer Arbeit und nationalsozialis- 
tischer Politik. 


Wenn einmal die Geschichte unseres Jahrhunderts geschrieben wird, dann 
werden diese ersten vier Jahre mehr Raum erfordern als Jahrzehnte früherer 
Jahrhunderte. Alle aber, denen das Schicksal es vergönnt hat, unsere Zeit in 
Deutschland tätig mitzuerleben, dürfen von einem unbändigen Stolz erfüllt 
sein, in einer Zeit gelebt zu haben, die Auftakt war zu einem neuen Jahrtau- 
send deutscher Geschichte. 


Von der Reichswehr zum Volksheer 


Man schreibt den 4. November 1918, als zum ersten Male einem deutschen 
Offizier die Mütze vom Kopf geschlagen und der Degen zerbrochen wird. Im 
trüben Lampenlicht fällt die schwarzweißrote Kokarde in den Straßen- 
schmutz. Daneben liegen die Offiziersachselstücke. 


Und jubelnd wird die Parole weitergegeben: Nun ist der Weltfrieden ausge- 
brochen! Die Armeen aller Länder haben die rote Fahne gehißt! Proletarier al- 
ler Länder, vereinigt euch! 


Man schreibt den 11. November, eine Woche später, als die Waffenstill- 
standsbedingungen dem deutschen Volke bekannt werden. Danach sind ab- 
zuliefern: 


5 000 Geschütze (darunter 2 500 schwere und 2 500 Feldgeschütze), 

25 000 Maschinengewehre, 

3 000Minenwerfer, 

1 700Jagd- und Bombenflugzeuge, insbesondere alle Apparate D7 und alle 
für nächtlichen Bombenwurf bestimmten Flugzeuge, 

5000 Lokomotiven, 

15 000 Eisenbahnwagen, 

5 000 Lastkraftwagen. 


Eine Welle der Ernüchterung folgt den Tagen des roten Rausches. Aber 
dann treten die Schwätzer Ebert, Scheidemann, Barth, David, Cohn und an- 
dere als Volksbeauftragte vor das Volk hin und versprechen ihm eine goldene 
Zukunft. 


Langsam strömen die deutschen Heere von den Fronten in die Heimat, ver- 
sinkt die bewunderungswürdige Organisation, die die Welt sah, im Chaos. 
Nur ein Kern des Heeres übersteht diese Monate unter Führern, die mitten im 
Niederbruch den Kopf hochtragen. 


Am 138. Januar 1919 beginnen im Spiegelsaal von Versailles, genau 48 Jah- 
re nach dem Tag, an dem dort Bismarck das deutsche Kaiserreich ausrief, 
die Friedensverhandlungen. Sechs Monate lang schachert man um Artikel 
und Paragraphen. Von Woche zu Woche steigen die Ansprüche der "Sieger". 
Noch am 17. Februar 1919 will man Deutschland ein Heer von 300.000 Mann 
zugestehen. Am 3. März sind es nur noch 200.000 Mann. Am 10. März 
140.000 Mann und wenige Stunden darauf ist man bei 100.000 Mann ange- 
langt. 


Noch immer ist das deutsche Volk im Taumel, ist die Zahl derer gering, die 
wieder wach geworden sind. Noch immer wird jede neue Ohrfeige von soge- 
nannten Ministern und einer würdelosen Presse als Zärtlichkeit quittiert. Bis 
dann in den Junitagen die ganze furchtbare Konsequenz dieses unmenschli- 
chen Vertrages dem Volke zum Bewußtsein kommt. Bis dann ein Aufschrei 
durch die Nation geht: Niemals! Niemals! Bis sogar ein Philipp Scheidemann 
zu dem Schwur sich aufschwingt, daß die Hand verdorren möge, die diesen 
Vertrag unterzeichnet. Dieser Schwur ist inzwischen in Erfüllung gegangen, 
denn die Hände derer sind verdorrt, die hier ein Volk für Generationen in die 
Sklaverei führten. Und der eitle, zahnlose Greis Scheidemann fristet sein Le- 
ben mit gestohlenen Gewerkschaftsgeldern jenseits der Grenzen des Deut- 
schen Reiches. 


Die militärischen Bestimmungen 
des Versailler Diktats 


Das aber ist nur ein kleiner Ausschnitt aus all dem Furchtbaren, was allein 
der Teil V des Haßdiktats von Versailles auf militärischem Gebiete dem deut- 
schen Volke auferlegte: 


Artikel 160 


Spätestens am 31. März 1920 darf das deutsche Heer nicht mehr als sieben 
Infanterie- und drei Kavallerie-Divisionen umfassen. 


Von diesem Zeitpunkt ab darf die gesamte Iststärke des Heeres der sämtli- 
chen deutschen Einzelstaaten nicht mehr als einhunderttausend Mann, ein- 
schließlich der Offiziere und der Depots, betragen. 


Die Gesamtstärke an Offizieren, einschließlich der Stäbe, ohne Rücksicht 
auf deren Zusammensetzung, darf die Zahl Viertausend nicht übersteigen. 


Der deutsche Große Generalstab und alle anderen ähnlichen Formationen 
werden aufgelöst und dürfen unter keiner Gestalt neu gebildet werden. 


Artikel 168 


Die Anfertigung von Waffen, Munition und Kriegsgerät aller Art darf nur in 
Werkstätten und Fabriken stattfinden, deren Lage den Regierungen der al- 
liierten und assoziierten Hauptmächte zur Kenntnisnahme mitgeteilt und von 
ihnen genehmigt worden ist. Die Regierungen behalten sich vor, die Zahl der 
Werkstätten und Fabriken zu beschränken. 


Artikel 169 


Binnen zwei Monaten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages sind 
die deutschen Waffen, Munitionsvorräte und das Kriegsgerät einschließlich 
jeden Flugabwehrgerätes, die in Deutschland über die zugelassenen Mengen 
hinaus vorhanden sind, den Regierungen der alliierten und assoziierten 
Hauptmächte zur Zerstörung oder Unbrauchbarmachung auszuliefern. Das- 
selbe gilt für alle für die Anfertigung von Kriegsgerät bestimmten Werkzeugen 
und Maschinen, abgesehen von dem, was also notwendig für die Bewaffnung 
und Ausrüstung der zugelassenen deutschen Streitkräfte anzuerkennen ist. 


Artikel 173 


Die allgemeine Wehrpflicht wird in Deutschland abgeschafft. 


Das deutsche Heer darf nur im Wege freiwilliger Verpflichtung aufgestellt und 
ergänzt werden. 


Artikel 178 


Alle Mobilmachungsmaßnahmen oder solche, die auf eine Mobilmachung 
hinzielen, sind untersagt. 


In keinem Falle dürfen bei Truppenteilen, Behörden oder Stäben Stämme für 
Ergänzungsformationen vorhanden sein. 


Folgender Waffenbestand wird der deutschen Armee zugestanden: 
84 000 Gewehre, 

18 000 Karabiner mit je 400 Schuß, 

792 schwere Maschinengewehre mit je 8 000 Schuß, 

1 134leichte Maschinengewehre mit je 8 000 Schuß, 

63 _ mittlere Minenwerfer mit je 400 Schuß, 

189 leichte Minenwerfer mit je 800 Schuß, 

204 Geschütze zu 7,7 cm mit je 1 000 Schuß, 

84  Haubitzen zu 10,5 cm mit je 800 Schuß. 


Das heißt, es wurde, um den Hohn voll zu machen, dieser Zwergarmee ein 
Munitionsbestand für bestenfalls zwei Kriegstage zugebilligt. 


Die einst so stolze deutsche Kriegsmarine wurde durch Artikel 181 des Ver- 
sailler Vertrages auf folgenden Bestand beschränkt: 

6 Schlachtschiffe der "Deutschland"- oder "Lothringen"-Klasse, 

6 kleine Kreuzer, 

12 _ Zerstörer, 

12 _Torpedoboote, 

15 000 Mann. 


Artikel 198 bestimmt: 


"Deutschland darf Luftstreitkräfte weder zu Lande noch zu Wasser als Teil 
seines Heerwesens unterhalten." 


Über die ungeheueren Leistungen beim Waffenstillstand hinaus mußte 
Deutschland abliefern oder zerstören: 

A. Heer: 

59 897 Geschütze und Rohre, 

130 558 _Maschinengewehre, 


31 470 Minenwerfer und Rohre, 

6 007 000 Gewehre und Karabiner, 

243 937  M.G.-Läufe, 

28 001 Lafetten, 

4 390M.\W.-Lafetten, 

38 750 000Geschosse, 

16 550 000Hand- und Gewenhrgranaten, 

60 A400 000scharfe Zünder, 

491 000 000 Handwaffenmunition, 

335 000 Tonnen Geschoßhülsen, 

23 515 Tonnen Kartusch-Patronenhülsen, 
37 600 Tonnen Pulver, 

79 500 Munitionsleeren, 

212 000 Fernsprecher, 

1 072Flammenwerfer, 

31  Panzerzüge, 

59 Tanks, 

1 762Beobachtungswagen, 

8 982drahtlose Stationen, 

1 240Feldbäckereien, 

2 199Pontons, 

981,7Tonnen Ausrüstungsstücke für Soldaten, 
8 230 350 Sack Ausrüstungsstücke für Soldaten, 
7 300Pistolen und Revolver, 

180 M.G.-Schlitten, 

21  fahrbare Werkstätten, 

12  Flak-Geschützwagen, 

11 Protzen, 

64 000 Stahlhelme, 

174000 Gasmasken, 

2 500Maschinen der ehemaligen Kriegsindustrie, 
8 000Gewehrläufe. 


B. Luft: 
15 714 Jagd- und Bombenflugzeuge, 
27 757 Flugzeugmotoren. 


C. Marine: 

Zerstörtes, abgewracktes, versenktes oder ausgeliefertes Kriegsschiffmaterial 
der Marine: 

26  Großkampfschiffe, 

4 Küstenpanzer, 

4 Panzerkreuzer, 

19 kleine Kreuzer, 

21 Schul- und Spezialschiffe, 


83  Torpedoboote, 
315 U-Boote. 


Ferner unterlagen der Zerstörungspflicht: Fahrzeuge aller Art, Gaskampf- 
und zum Teil Gasschutzmittel, Treib- und Sprengmittel, Scheinwerfer, Visie- 
reinrichtungen, Entfernungs- und Schallmeßgerät, optische Geräte aller Art, 
Pferdegeschirr, Schmalspurgerät, Felddruckereien, Feldküchen, Werkstätten, 
Hieb- und Stichwaffen, Stahlhelme, Munitionstransportmaterial, Normal- und 
Spezialmaschinen der Kriegsindustrie, sowie Einspannvorrichtungen, Zeich- 
nungen dazu, Flugzeug- und Luftschiffhallen usw. 


Die Artikel 203 bis 210 des Versailler Vertrages sehen die Einrichtung eines 
raffinierten Überwachungssystems vor; Artikel 213 verpflichtet Deutschland 
zur Duldung jeglicher Untersuchungshandlung des Völkerbundes in militär- 
ischen Angelegenheiten. 


Deutschlands Wehrlosigkeit 


4578 km lang ist Deutschlands Landgrenze. 1488 km beträgt die Seegrenze. 
Kein Land Europas hat so lange und so schwer zu verteidigende Grenzen. 
Und diese Grenzen sollen verteidigt werden? 


Es entfallen in diesen Jahren auf je 10 km Grenze im Westen: 


in Deutschland: in Frankreich: 
243 Mann 69 122 
2 leichte Maschinengewehre 318 
0,2 schwere Maschinengewehre 258 
0,7 leichte Geschütze 23 
keine schwere Geschütze 25 
keine Kampfwagen 41 
keine Flugzeuge 36 


An den übrigen Grenzen sieht es nicht besser aus. 


Und Frankreich rüstet weiter. Von Jahr zu Jahr steigt sein Heeresetat. 
Deutschland zahlt. Zahlt für französische Rüstungen. Baut Festungen 
gegen das eigene Land. 


Am 13. November 1930 spricht der französische Ministerpräsident Tardieu in 
der Kammer: 


"...Hinsichtlich der Abrüstungsfrage gibt es innerhalb des Völkerbundes eine 
Meinungsverschiedenheit zwischen Frankreich und Deutschland. Frankreich 
hält sich an den Friedensvertrag, der es Deutschland zur Pflicht macht, abzu- 
rüsten, während die Abrüstung für die Alliierten nur eine Möglichkeit ist..." 


Der vierte der 14 Wilsonschen Punkte lautet: 


"Austausch angemessener Bürgschaften dafür, daß die Rüstungen der VÖöl- 
ker auf das niedrigste mit der inneren Sicherheit zu vereinbarende Maß he- 
rabgesetzt werden." 


In der Note der Alliierten vom 16. Juni 1919 an Deutschland heißt es, daß 
die Bedingungen des Teiles V des Versailler Vertrages den ersten Schritt dar- 
stellen "zu der allgemeinen Herabsetzung und Begrenzung der Rüstungen, 
die die bezeichneten Mächte als eines der besten Mittel zur Kriegsverhütung 
zu verwirklichen suchen und die herbeizuführen zu den ersten Aufgaben des 
Völkerbundes gehören wird." Tardieu besitzt sogar die Dreistigkeit, den Ab- 
bruch aller ehemaligen militärischen Gebäude in Deutschland für notwendig 
zu erklären. 


Am 28. Juni 1919 haben der Sozialdemokrat Hermann Müller und der 
Zentrumsmann Dr. Bell ihre Unterschrift unter das Dokument gesetzt. 


In der Weimarer Nationalversammlung weinen einige Zentrumspolitiker Kro- 
kodilstränen. Dann tröstet sich Herr Erzberger mit ihnen bei einem fröhlichen 
Umtrunk. Und niemand hört zu, als jemand ausrechnet, daß drei Generatio- 
nen fronen müssen, um die Reparationszahlungen zu leisten, zu denen sich 
die sogenannte Reichsregierung verpflichtet hat, daß noch 10 Jahre lang 
fremde Soldaten auf deutschem Boden stehen werden, daß das Rheinland 
für alle Zeiten entmilitarisiert und jedem feindlichen Zugriff preisgegeben ist, 
und daß keine andere Macht daran denkt, die Versprechung Woodrow Wil- 
sons in die Tat umzusetzen: nämlich abzurüsten. 


In Berlin werden deutsche Offiziere auf dem Asphalt viehisch zertreten. In 
Berlin ist es inzwischen lebensgefährlich geworden, sich in der Uniform eines 
deutschen Soldaten zu zeigen. In den Hotels, in denen die Offiziere der feind- 
lichen Militärmissionen abgestiegen sind, wo in Lack und Leder mit der Reit- 
peitsche in der Hand und in goldgestickten Käppis die "Sieger" stolzieren, ge- 
ben feiste Judenweiber Blumensträuße mit roten Schleifchen ab. Voll Ekel 
wenden englische Offiziere sich ab. 


In den Kasernen der wenigen Truppenteile, die Deutschland behalten darf, 
wirken fremde Überwachungskommissionen. Im Jahre 1924 findet eine neue 
Generalinspektion statt. 2067 Kontrollbesuche werden gemacht, um einwand- 


frei festzustellen, daß Deutschland wehrlos ist, wehrlos bis zum letzten Ga- 
maschenknopf. 


Hier und da haben beherzte Männer Waffen versteckt. Marxistische Polizei 
spürt die Waffenlager auf und liefert sie den Kontrollkommissionen aus. Und 
willige Gerichte schicken die viele Monate ins Gefängnis, die es wagen, Ver- 
teidigungswaffen zurückzubehalten. 


Frankreichs Marxisten 
wünschen die bewaffnete Nation 


Am 12. November 1930 erklärt der Genosse Leon Blum in der französischen 
Kammer: "...Wir wünschen die bewaffnete Nation!..." In Deutschland de- 
monstrieren die Genossen gegen den Wehretat unter der Parole: Zerbrecht 
die Gewehre! 


Am 238. Mai 1924 bringt die SPD im Deutschen Reichstag folgenden Antrag 
Müller (Franken) und Genossen ein: 


8 92 des Strafgesetzbuches enthält den folgenden dritten Absatz: Landes- 
verrat im Sinne des Abs. 1, Nr. 1 begeht nicht, wer gesetzwidrige Zustände 
bekanntmacht, um ihre Abstellung durch deutsche Behörden zu veranlassen. 


Damit ist jeder Landesverrat legalisiert, denn jeder Landesverräter kann sich 
damit herausreden, daß er nur "gesetzwidrige Zustände" habe abstellen wol- 
len. 


In Deutschland verraten die Marxisten im Reichstag die Nation. In Deutsch- 
land hält dann am 16. Dezember 1926 Genosse Scheidemann im Reichstag 
eine Rede zum Wehretat, die selbst englische und französische Liberale als 
organisierten Landesverrat bezeichnen. 

Philipp Scheidemann 

Herr Scheidemann wirft im 

Deutschen Reichstag der Heeresleitung ganz offen Bruch des Versailler Ver- 
trages vor und verrät selbst die primitivsten und kleinsten Hilfsmittel, deren 
sich, der Not gehorchend, die militärische Führung nun einmal bedienen 
mußte. Selbst die Kleinkalibergeschütz-Vereine werden von ihm als geheime 
Truppenteile verdächtigt und jede Waffen- und Munitionslieferung mit ge- 
nauen Angaben der Öffentlichkeit preisgegeben. 


In der französischen Kammer spielen diese Angaben Scheidemanns eine 
große Rolle. Sie dienen dazu, den riesigen französischen Wehretat zu be- 


gründen, der sich 1931/32 schließlich nach Angaben des französischen Kam- 
merabgeordneten Professor Antonelli auf 19,19 Milliarden Goldfranken ge- 
steigert hat. Ein Wehretat, wie ihn noch nie ein Land der Erde sah. Und 
selbst zur Begründung dieses Wehretats dient jene Landesver- 
ratsrede Scheidemanns vom Jahre 1926. Senator Eccard führt sie 
im November 1930 auf einer Kundgebung des Nationalkomitees für soziale 
und politische Studien erneut als den Beweis für geheime deutsche Aufrüs- 
tung an. 





A Philipp Scheidemann 


Um ein Panzerschiff 





Am 3. September 1925 
HMS Nelson 





HMS Rodney 


ist die Werft von 

Newcastle blumenbekränzt und mit Fahnen geschmückt. In Paradeaufstel- 
lung stehen die Besatzungen der Schiffe. Ein riesiger Schiffsleib gleitet in das 
feuchte Element. An seinem Bug trägt er den Namen des größten englischen 
Admirals: "Nelson". Das erste 40.000-Tonnen-Schlachtschiff der briti- 
schen Marine nach dem Weltkriege ist vom Stapel gelaufen. Nur drei Mo- 
nate später folgt das Schwesterschiff, "Rodney". In den nächsten drei Jahren 
folgen weitere 15 schwere Kreuzer von je 10.000 Tonnen. 


Auf den französischen Werften laufen in sieben Jahren sieben schwere 
10.000-Tonnen-Kreuzer vom Stapel, modern und solid gebaut, eine au- 
Rerordentliche Bereicherung der Seemacht beider Länder. 


Am 27. März 1923 spricht man im Deutschen Reichstag über die Kiellegung 
des Panzerkreuzers A. Zum ersten Male soll den wenigen schwachen, über- 
alterten Schiffen, die das Versailler Diktat Deutschland überließ, ein modern- 
eres hinzugefügt werden. Der Reichswehrminister hat die gesamte Linke ge- 
gen sich. Herr Schiffsheizer Kuhnt von der SPD stellt "sachverständig" 
fest, daß mit unserer Marine doch nichts anzufangen sei, ein Kommu- 
nist verdächtigt, wie üblich, die deutsche Marine geheimer Absichten. 
Der Weisheit letzter Schluß ist dann die Rede des Abgeordneten Eisenberger 
vom Bayrischen Bauernbund: 


"...Man sagt, zum Schutze unseres Handels brauchen wir die Flotte. Meine 
Herren, ich meine, der Handel soll sich selber schützen. Die Zeiten des See- 
räubertums sind ja vorüber, und der Bauer muß auch seine Kuhstalltür zuma- 
chen, damit ihm keine Ochsen daraus gestohlen werden." 

(Zurufe: Politik der offenen Tür.) 


So geistreich sprach ein Vertreter des deutschen Volkes. 


Ein Jahr ist dann noch die Panzerkreuzerfrage Agitationsobjekt der deut- 
schen Marxisten. Damit haben sie den Marineleitungen anderer Länder 
so viel Agitationsstoff geliefert, daß es diesen leicht wird, ein großes 
Flottenneubauprogramm mit der Gefährlichkeit eines einzigen deut- 
schen Panzerschiffes zu begründen. 


In Genf ist inzwischen 1926 die vorbereitende Abrüstungskommission zu- 
sammengetreten. Das Ergebnis ihrer jahrelangen Bemühungen ist schließlich 
die überraschende Feststellung, daß Frankreich und alle übrigen Staaten be- 
reits abgerüstet hätten. Und die Abrüstungskonferenz, die am 2. Februar 
1932 zum ersten Male zusammentritt, kommt schließlich zu der verblüffenden 
Erkenntnis, daß Deutschlands Reichswehr eine Bedrohung des Friedens dar- 
stelle. Die Gleichberechtigung wird Deutschland auch weiterhin verweigert. 
Von wirklicher Abrüstung ist überhaupt nicht die Rede. 


Die Wende 


Der 30. Januar 1933 bringt die Wende. Adolf Hitler stößt das Tor zur deut- 
schen Freiheit auf. Sofort werden Verhandlungen über eine Neugestaltung 
der deutschen Rüstung aufgenommen, die indessen auf so wenig Verständ- 
nis bei der Gegenseite stoßen, daß Deutschland gezwungen ist, sich endlich 
selbst sein Recht zu nehmen. 


So kommt der Tag heran, an dem eine ganze Welt zum erstenmal sich be- 
wußt wird, daß man ein 70-Millionen-Volk nicht ewig in Ketten halten kann, an 
dem eines der festesten Stahlbänder des Versailler Käfigs klirrend zerspringt. 


Am 15. März 1935 kehrt der Führer überraschend aus der Stille der Berch- 
tesgadener Alpen nach Berlin zurück. Noch am gleichen Abend findet eine 
lange Ministerbesprechung in der Reichskanzlei statt. Bis tief in die Nacht hi- 
nein brennt dann im Zimmer des Führers das Licht. Einer wacht, damit alle 
anderen ruhig schlafen können. Einer rüstet sich, eine ungeheure Verantwor- 
tung auf seine Schultern zu nehmen, damit alle anderen frei atmen können. 


Am 16. März vormittags herrscht in der Reichskanzlei wiederum eifriges 
Kommen und Gehen. Irgend etwas liegt in der Luft. Man fühlt es schon über- 
all. Um 1 Uhr tritt ein Ministerrat zusammen. Er beschließt das, was noch ein 
Jahr vorher in der ganzen Welt niemand für möglich gehalten hätte, was man 
für alle Zeiten abgeschafft glaubte: 

Der Ministerrat beschließt eine Proklamation an das deutsche Volk und das 
"Gesetz für den Aufbau der Wehrmacht vom 16. März 1935". 


Eine amtliche Verlautbarung schildert den Eindruck dieser denkwürdigen Sit- 
zung des Ministerrats: 


"Der Eindruck, den die Proklamation auf die Mitglieder des Reichskabinetts 
gemacht hat, als der Führer und Reichskanzler sie zur Kenntnis gab, war 
groß. Die Mitglieder des Kabinetts erhoben sich spontan von ihren Plätzen, 
und der Reichswehrminister Generaloberst von Blomberg brachte ein dreifa- 
ches Heil auf den Führer aus, verbunden mit einem Gelöbnis der weiteren 
unverbrüchlichen Treue und Verbundenheit. 

Die gleiche Begeisterung herrscht auch im deutschen Volke. Gleichzeitig 
mit der Betonung der Freude und der Glückseligkeit über die Wahrung der 
deutschen Sicherheit durch die nunmehr beschlossene Aufrüstung weiß das 
deutsche Volk sich eins mit seinem Führer in dem klaren Bekenntnis zum 
Frieden. 

Mit der Proklamation und dem dazugehörenden Gesetz ist ein entscheid- 
ender Vorgang in der deutschen Geschichte erfolgt: nämlich die erste große 
Liquidationsmaßnahme des Versailler Diktates, durch die die wesentliche 
Schande dieses Vertrages endgültig gelöst worden ist." 


Um 16 Uhr empfängt der Reichsminister Dr. Goebbels die Hauptschriftleiter 
der Berliner Zeitungen und gibt ihnen den Text des Gesetzes und den Aufruf 
der Reichsregierung bekannt. Atemberaubende Stille herrscht, als Reichsmi- 
nister Dr. Goebbels die Proklamation und das Gesetz verliest. Diese Stille 
löst sich dann in einer spontanen Kundgebung der Begeisterung der deut- 
schen Journalisten. Anschließend empfängt der Minister die Vertreter der 
Auslandspresse und macht ihnen klar, daß ausschließlich und allein die Poli- 
tik der ehemaligen Feinde Deutschlands den Schritt der Reichsregierung vom 
16. März notwendig gemacht hat. Der Bruch des Versailler Vertrages durch 
die Siegermächte, die Verweigerung der Durchführung der Abrüstungsver- 
pflichtung, die dieser Vertrag auch für die anderen Mächte enthält. 


Die Proklamation, der nichts hinzuzufügen ist, hat folgenden Wortlaut: 
"An das deutsche Volk! 


Als im November 1918 das deutsche Volk - vertrauend auf die in den 14 
Punkten Wilsons gegebenen Zusicherungen - nach viereinhalbjährigem 
ruhmvollen Widerstand in einem Kriege, dessen Ausbruch es nie gewollt hat- 
te, die Waffen streckte, glaubte es, nicht nur der gequälten Menschheit, son- 
dern auch einer großen Idee an sich einen Dienst erwiesen zu haben. Selbst 
am schwersten leidend unter den Folgen dieses wahnsinnigen Kampfes, grif- 
fen die Millionen des deutschen Volkes gläubig nach dem Gedanken einer 
Neugestaltung der Völkerbeziehungen, die durch die Abschaffung der Ge- 
heimdiplomatie sowie der schrecklichen Mittel des Krieges veredelt werden 
sollte. Die geschichtlich härtesten Folgen einer Niederlage erschienen vielen 
Deutschen damit geradezu als notwendige Opfer, um einmal für immer die 
Welt von ähnlichen Schrecknissen zu erlösen. Die Idee des Völkerbundes hat 
vielleicht in keiner Nation eine heißere Zustimmung erweckt als in der von al- 
lem irdischen Glück verlassenen deutschen. Nur so war es verständlich, daß 
die in manchem geradezu sinnlosen Bedingungen der Zerstörung jeder 
Wehrmöglichkeit im deutschen Volke nicht nur angenommen, sondern von 
ihm auch erfüllt worden sind. 

Das deutsche Volk und in Sonderheit seine damalige Regierungen waren 
überzeugt, daß durch die Erfüllung der im Versailler Vertrag vorgeschriebe- 
nen Entwaffnungsbestimmungen entsprechend der Verheißung dieses Ver- 
trags der Beginn einer internationalen allgemeinen Abrüstung eingeleitet und 
verbürgt sein würde. Denn nur in einer solchen zweiseitigen Erfüllung dieser 
gestellten Aufgabe des Vertrages konnte die Berechtigung für eine Forderung 
liegen, die - einseitig auferlegt und durchgeführt - zu einer ewigen Verächt- 
lichmachung und damit Minderwertigkeitserklärung einer großen Nation wer- 
den mußte. Damit aber konnte ein solcher Friedensvertrag niemals die Vo- 
raussetzung für eine wahrhaft innere Aussöhnung der Völker und einer da- 
durch herbeigeführten Befriedung der Welt, sondern nur für die Aufrichtung 
eines ewig weiterzehrenden Hasses sein. 

Deutschland hat die ihm auferlegten Abrüstungsverpflichtungen nach 
den Feststellungen der interalliierten Kontrollkommission erfüllt." 


Die Proklamation enthält dann noch einmal die Aufstellung der zerstörten 
und abgelieferten Waffen und Geräte, und fährt weiter fort: 


"Nach dieser geschichtlich beispiellosen Erfüllung eines Vertrages hatte das 
deutsche Volk ein Anrecht, die Einlösung der eingegangenen Verpflichtungen 
auch von der anderen Seite zu erwarten. Denn: 

1. Deutschland hatte abgerüstet. 

2. Im Friedensvertrag war ausdrücklich gefordert worden, daß Deutsch- 
land abgerüstet werden müßte, um damit die Voraussetzung für eine allge- 


meine Abrüstung zu schaffen, d.h. es war damit behauptet, daß nur in 
Deutschlands Rüstung allein die Begründung für die Rüstung der anderen 
Länder läge. 

3. Das deutsche Volk war damals sowohl in seinen Regierungen als 
auch in seinen Parteien von einer Gesinnung erfüllt, die den pazifistisch-de- 
mokratischen Idealen des Völkerbundes und seiner Gründer restlos ent- 
sprach. Während aber Deutschland als die eine Seite der Vertragsschließen- 
den seine Verpflichtungen erfüllt hatte, unterblieb die Einlösung der Verpflich- 
tung der zweiten Vertragsseite. Das heißt: Die hohen Vertragsschließenden 
der ehemaligen Siegerstaaten haben sich einseitig von den Verpflichtungen 
des Versailler Vertrages gelöst! 

Allein nicht genügend, daß jede Abrüstung in einem irgendwie mit der 
deutschen Waffenzerstörung vergleichbaren Maße unterblieb, nein: es trat 
nicht einmal ein Stillstand der Rüstungen ein, ja im Gegenteil, es wurde die 
Aufrüstung einer ganzen Reihe von Staaten offensichtlich. Was im Kriege an 
neuen Zerstörungsmaschinen erfunden wurde, erhielt nunmehr im Frieden in 
methodisch-wissenschaftlicher Arbeit die letzte Vollendung. 
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Karikatur des "Evening Standard", London, zur Rüstungssituation Anfang der 30er Jahre: Während 
die anderen hochgerüstet sind, schnitzt der Deutsche an Pfeilen für den Flitzebogen. 
(Entnommen dem Buch "Die wahren Schuldigen am Zweiten Weltkrieg" von Ulrich Stern, S. 288.) 






Auf dem Gebiet der Schaffung mächtiger Landpanzer- sowohl als neuer 
Kampf- und Bombenmaschinen fanden ununterbrochene Verbesserungen 
statt. Neue Riesengeschütze wurden gebaut, neue Spreng-, Brand und Gas- 
bomben entwickelt. 

Die Welt aber hallte seitdem wider von Kriegsgeschrei, als ob niemals 
ein Weltkrieg gewesen und ein Versailler Vertrag geschlossen worden wäre. 

Inmitten dieser hochgerüsteten und sich immer mehr der neuesten mo- 
torisierten Kräfte bedienenden Kriegsstaaten war Deutschland ein machtmä- 


ßig leerer Raum, jeder Drohung und jeder Bedrohung wehrlos ausgeliefert. 
Das deutsche Volk erinnert sich des Unglücks und Leides von 15 Jahren wirt- 
schaftlicher Verelendung und politischer Demütigung. 

Es war daher verständlich, wenn Deutschland laut auf die Einlösung des 
Versprechens auf Abrüstung der anderen Staaten zu drängen begann. Denn 
dieses ist klar: 

Einen hundertjährigen Frieden würde die Welt nicht nur ertragen, son- 
dern er müßte ihr von unermeßlichem Segen sein. Eine hundertjährige Zer- 
reißung in Sieger und Besiegte aber erträgt sie nicht. 

Die Empfindung über die moralische Berechtigung und Notwendigkeit ei- 
ner internationalen Abrüstung war aber nicht nur in Deutschland, sondern 
auch innerhalb vieler anderer Völker lebendig. Aus dem Drängen dieser Kräf- 
te entstanden die Versuche, auf dem Wege von Konferenzen eine Rüstungs- 
verminderung und damit eine internationale allgemeine Angleichung auf nie- 
derem Niveau in die Wege leiten zu wollen. 

So entstanden die ersten Vorschläge internationaler Rüstungsabkom- 
men, von denen wir als bedeutungsvollen den Plan MacDonalds in Erinne- 
rung haben. 

Deutschland war bereit, diesen Plan anzunehmen und zur Grundlage 
von abzuschließßenden Vereinbarungen zu machen. 

Er scheiterte an der Ablehnung durch andere Staaten und wurde endlich 
preisgegeben. Da unter solchen Umständen die dem deutschen Volke in der 
Dezember-Erklärung 1932 feierlich zugesicherte Gleichberechtigung keine 
Verwirklichung fand, sah sich die neue deutsche Reichsregierung als Wahre- 
rin der Ehre und der Lebensrechte des deutschen Volkes außerstande, noch 
weiterhin an solchen Konferenzen teilzunehmen oder dem Völkerbund anzu- 
gehören. 

Allein auch nach dem Verlassen Genfs war die deutsche Regierung den- 
noch bereit, nicht nur Vorschläge anderer Staaten zu prüfen, sondern auch 
praktische Vorschläge zu machen. Sie übernahm dabei die von den anderen 
Staaten selbst geprägte Auffassung, daß die Schaffung kurzdienender Ar- 
meen für die Zwecke des Angriffs ungeeignet und damit für die friedliche Ver- 
teidigung anzuempfehlen sei. 

Sie war daher bereit, die langdienende Reichswehr nach dem Wunsche 
der anderen Staaten in eine kurzdienende Armee zu verwandeln. Ihre Vor- 
schläge vom Winter 1933/34 waren praktische und durchführbare. Ihre Ableh- 
nung sowohl als die endgültige Ablehnung der ähnlich gedachten italieni- 
schen und englischen Entwürfe ließen aber darauf schließen, daß die Ge- 
neigtheit zu einer nachträglichen sinngemäßen Erfüllung der Versailler Abrüs- 
tungsbestimmungen bei den anderen Vertragspartnern nicht mehr bestand. 

Unter diesem Umständen sah sich die deutsche Regierung veranlaßt, 
von sich aus jene notwendigen Maßnahmen zu treffen, die eine Beendigung 
des ebenso unwürdigen wie letzten Endes bedrohlichen Zustandes der ohn- 
mächtigen Wehrlosigkeit eines großen Volkes und Reiches gewährleisten 
konnten. 


Sie ging dabei von denselben Erwägungen aus, denen Minister Baldwin 
so wahren Ausdruck verlieh: 

'Ein Land, das nicht gewillt ist, die notwendigen Vorsichtsmaßnahmen zu 
seiner eigenen Verteidigung zu ergreifen, wird niemals Macht in dieser Welt 
haben, weder moralische noch materielle Macht.' 

Die Regierung des heutigen Deutschen Reiches aber wünscht nur eine 
einzige moralische und materielle Macht, es ist die Macht, für das Reich und 
damit wohl auch für ganz Europa den Frieden wahren zu können. 

Die deutsche Reichsregierung hat daher auch weiterhin getan, was in ih- 
ren Kräften stand und zur Förderung des Friedens dienen konnte. 

1. Sie hat ihren Nachbarstaaten schon vor langer Frist den Abschluß von 
Nichtangriffspakten angetragen. 

2. Sie hat mit ihrem östlichen Nachbarstaat, Polen, eine vertragliche Re- 
gelung gesucht und gefunden, die dank des großen entgegenkommenden 
Verständnisses, wie sie hofft, für immer die bedrohliche Atmosphäre, die sie 
bei ihrer Machtübernahme vorfand, entgiftet hat und zu einer dauernden Ver- 
ständigung und Freundschaft der beiden Völker führen wird. 

3. Sie hat endlich Frankreich die feierliche Versicherung gegeben, daß 
Deutschland nach der erfolgten Regelung der Saarfrage nunmehr keine terri- 
torialen Forderungen mehr an Frankreich stellen oder erheben wird. Sie 
glaubt damit, in einer geschichtlich seltenen Form die Voraussetzung für die 
Beendigung eines jahrhundertealten Streites zwischen zwei großen Nationen 
durch ein schweres politisches und sachliches Opfer geschaffen zu haben. 

Die deutsche Regierung muß aber zu ihrem Bedauern ersehen, daß eine 
sich fortgesetzt steigernde Aufrüstung der übrigen Welt stattfindet. Sie sieht 
in der Schaffung einer sowjetrussischen Armee von 101 Divisionen, d.h. 
960.000 Mann zugegebene Friedens-Präsenzstärke, eine Gefahr, die bei der 
Abfassung des Versailler Vertrages nicht geahnt werden konnte. 

Sie sieht in der Steigerung ähnlicher Maßßnahmen bei den anderen Staa- 
ten weitere Beweise der Ablehnung der seinerzeit proklamierten Abrüstungs- 
idee. Es liegt der deutschen Regierung fern, gegen irgendeinen Staat einen 
Vorwurf erheben zu wollen. Aber sie muß heute feststellen, daß durch nun- 
mehr beschlossene Einführung der zweijährigen Dienstzeit in Frankreich die 
Grundlagen der Schaffung kurzdienender Armeen zugunsten eines langdien- 
enden Heeres aufgegeben worden sind. 

Dies war aber mit ein Argument für die seinerzeit von Deutschland gefor- 
derte Preisgabe seiner Reichswehr. 

Die deutsche Regierung empfindet es unter diesen Umständen als eine 
Unmöglichkeit, die für die Sicherheit des Reiches notwendigen Maßnahmen 
noch länger auszusetzen oder gar vor der Kenntnis der Mitwelt zu verbergen. 

Wenn sie daher dem in der Rede des englischen Ministers Baldwin am 
28. November 1934 ausgesprochenen Wunsch nach einer Aufhellung der 
deutschen Absichten nunmehr entspricht, dann geschieht es: 

1. um dem deutschen Volk die Überzeugung und den anderen Staaten 
die Kenntnis zu geben, daß die Wahrung der Ehre und Sicherheit des Deut- 


schen Reiches jetzt wieder der eigenen Kraft der deutschen Nation anver- 
traut wird; 

2. aber, um durch die Fixierung des Umfanges der deutschen Maßnah- 
men jene Behauptungen zu entkräften, die dem deutschen Volk das Streben 
nach einer militärischen Hegemonie-Stellung in Europa unterschieben wollen. 

Was die deutsche Regierung als Wahrerin der Ehre und der Interessen 
der deutschen Nation wünscht, ist, das Ausmaß jener Machtmittel sicherzu- 
stellen, die nicht nur für die Erhaltung der Integrität des Deutschen Reiches, 
sondern auch für die internationale Respektierung und Bewertung Deutsch- 
lands als eines Mitgaranten des allgemeinen Friedens erforderlich sind. 

Denn in dieser Stunde erneuert die Deutsche Regierung vor dem deut- 
schen Volk und vor der ganzen Welt die Versicherung ihrer Entschlossenheit, 
über die Wahrung der deutschen Ehre und der Freiheit des Reiches nie hi- 
nauszugehen und insbesondere in der nationalen deutschen Aufrüstung kein 
Instrument kriegerischen Angriffs als vielmehr ausschließlich eine Bürgschaft 
seiner Verteidigung und damit der Erhaltung des Friedens bilden zu wollen. 

Die deutsche Reichsregierung drückt dabei die zuversichtliche Hoffnung 
aus, daß es dem damit wieder zu seiner Ehre zurückfindenden deutschen 
Volke in unabhängig gleicher Berechtigung vergönnt sein möge, seinen Bei- 
trag zu leisten zur Befriedung der Welt in einer freien und offenen Zusam- 
menarbeit mit den anderen Nationen und ihren Regierungen. 

In diesem Sinne hat die deutsche Reichsregierung mit dem heutigen Ta- 
ge das folgende Gesetz beschlossen: 


Gesetz für den Aufbau der Wehrmacht 
vom 16. März 1935. 


Die Reichsregierung hat folgendes Gesetz beschlossen, das hiermit verkün- 
det wird: 


8 1 
Der Dienst in der Wehrmacht erfolgt auf der Grundlage der allgemeinen 
Wehrpflicht. 


82 
Das deutsche Friedensheer einschließlich der überführten Truppenpolizeien 
gliedert sich in 12 Korpskommandos und 36 Divisionen. 
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Die ergänzenden Gesetze über die Regelung der allgemeinen Wehrpflicht 
sind durch den Reichswehrminister dem Reichsministerium vorzulegen. 
Berlin, den 16. März 1935." 


[Unterschriften des Führers 
und sämtlicher Mitglieder des Reichskabinetts.] 


Ein Volk atmet auf 


In den Zeitungsdruckereien herrscht Hochbetrieb. Jede Zeitung will die erste 
sein, die mit einer Extraausgabe dem Volke die Nachricht bringt. Um 18 Uhr 
sind die Extrablätter auf der Straße. Sie sind in wenigen Minuten ausverkauft. 
Man reißt sie den Händlern aus den Händen. Eine ungeheuere Welle der Be- 
geisterung geht über das gesamte deutsche Volk. Und bald ist dann der Wil- 
helmsplatz schwarz von Menschen, branden immer wieder und wieder die 
Lieder der Nation gegen die Mauern, gesungen mit einer Inbrunst und Gläu- 
bigkeit, die nur vom 30. Januar übertroffen wird. 


Telegraph und Telephon sind ebenfalls überlastet. Kabeltelegramm um Ka- 
beltelegramm jagen die Journalisten der Auslandszeitungen heraus, und auf 
dem Berliner Haupttelegraphenamt stauen sich die Anfragen der ausländi- 
schen Redaktionen bei ihren Berliner Mitarbeitern. 


Und so wie in Berlin sieht es in allen Städten Deutschlands aus. Überall die 
gleiche Freude und der gleiche Jubel. 


Der 17. März ist der Heldengedenktag für die Gefallenen des Weltkrieges. 
Strahlende Sonne liegt an diesem Tage über Deutschland. Am Morgen haben 
alle Gebäude halbmast geflaggt. Um 12 Uhr mittags erscheint mit dem 
Reichskriegsminister Generaloberst von Blomberg und dem Generalfeldmar- 
schall von Mackensen der Führer in der Staatsoper zur Heldengedenkfeier. 
Irgend jemand erinnert an die Inschrift, die das Gefallenendenkmal der 15. 
Ulanen in Düsseldorf trägt: 


"Wenn Tausend einen Mann erschlagen, 
das ist nicht Sieg, das ist nicht Ehr', 
Und heißen wird's in fernen Tagen: 
Gesiegt hat doch das deutsche Heer." 


Ganz Berlin ist an diesem Tage auf den Beinen, und die Gegend um die 
Staatsoper herum, Schloßplatz und die Straße Unter den Linden sind ein bro- 
delndes Menschenmeer. 


Im Lustgarten sind die feldgrauen Kolonnen aufmarschiert, die nun zum ers- 
ten Male als Wehrmacht des jungen Dritten Reiches vor dem Führer vorbei- 
marschieren werden. 


Nun spricht in der Staatsoper der Oberbefehlshaber der Wehrmacht und von 
nun an Reichskriegsminister. Erinnert daran, daß an diesem Tage den zwei 
Millionen toten deutschen Soldaten des Weltkrieges Genugtuung gegeben 

ist, daß eine starke deutsche Wehr nun wieder die deutsche Ehre schützt. 
Spricht von zahlreichen Ruhmestaten des alten deutschen Heeres und der al- 


ten deutschen Marine. Namen klingen auf: Flandern, Somme, Verdun, Tan- 
nenberg, Isonzo, Narew, Skagerrak, Coronel. 


"In allem unseren Tun, in allem Handeln und Dulden wollen wir aber nicht mü- 
de werden, uns des Opfertodes unserer gefallenen Brüder würdig zu erwei- 
sen. Wir müssen im Leben die gleiche Hingabe und Vaterlandsliebe bewei- 
sen, die sie uns im Sterben bewiesen. Wir wollen in dieser Stunde abschwö- 
ren dem Ungeiste des Eigennutzes, der Selbstsucht und der Überheblichkeit. 
Wir wollen uns bekennen zu den Idealen eines starken, wehrhaften und stol- 
zen Deutschlands, das nie mehr kapituliert und nie mehr seine Unterschrift 
unter Verträge und Abmachungen setzen wird, die seine Ehre, seine Sicher- 
heit und sein Lebensrecht beeinträchtigen." 


Dann tritt der Führer hinaus in die Sonnenflut. Über den Lustgarten hallen 
die Glocken des Domes. Der Präsentiermarsch klingt auf. Ein Offizier meldet 
dem Führer die Fahnenkompanie. Block um Block, Kompanie um Kompanie, 
Batterie um Batterie schreitet der Führer ab. In den Gesichtern der jungen 
Soldaten zuckt kein Muskel, aber ihre Augen sind voll Glück und Glauben. In 
diesem Augenblick wird symbolhaft das Walten des Schicksals klar, das ei- 
nen unbekannten Soldaten aus jenem riesigen grauen Heere des Großen 
Krieges dazu ausersah, nach den Jahren der Schmach und des Niedergan- 
ges seinem Volke den Weg in die Freiheit zu bahnen. 


Dumpf wirbeln die Trommeln. Die Fahnen des Großen Krieges senken sich, 
und während Schuß um Schuß der Salutbatterie über den Lustgarten dröhnt, 
heften der Führer und seine Generale an die Feldzeichen der alten Armee 
das Ehrenkreuz des Weltkrieges. 


Nun schreitet der Führer zum Ehrenmal und verweilt einige Minuten in erns- 
tem Gedenken. Dann steigen die stolzen Fahnen der Nation auf Vollmast em- 
por. Dann dröhnen die Trommeln und schmettern die Fanfaren. Und in wuch- 
tigem Schritt kommt es vom Lustgarten heran: Zum ersten Male marschieren 
Teile des jungen grauen Heeres an ihrem Obersten Befehlshaber vorbei. Ein 
Schauer geht in diesem Augenblick über die Hunderttausende. Der Klang al- 
ter preußischer Märsche reißt nun alles mit. Jede Absperrung wird über- 
schwemmt. Und breite Menschenströme wogen neben den grauen Kolonnen 
her. Berlin gibt seinen Soldaten das Geleit. 


Als am Abend der Führer nach München zurückkehrt, da bereitet ihm die 
Hauptstadt der Bewegung spontan einen triumphalen Empfang. Weit drau- 
ßen vom Flugplatz Oberwiesenfeld bis zum Hotel "Vier Jahreszeiten", wo der 
Führer vorübergehend Wohnung genommen hat, ein einziges dichtes Spalier, 
eine einzige inbrünstige Jubelkundgebung. 


Dort, wo am 9. November 1923 16 Kämpfer beispielhaft ihr Leben für die Na- 


tion gaben, an der Feldherrnhalle, legt der Führer einen großen Kranz für alle 
Gefallenen Deutschlands nieder. Ein Vorbeimarsch aller Münchner Formatio- 
nen beschließt den Tag. 


Das deutsche Wehrgesetz 


Am 21. Mai 1935 erläßt die Reichsregierung das deutsche Wehrgesetz, unter 
dem sich nun der Aufbau der neuen Wehrmacht vollzieht. Seine drei Haupt- 
bestimmungen lauten: 


8 1 


1. Wehrdienst ist Ehrendienst am deutschen Volke. 

2. Jeder deutsche Mann ist wehrpflichtig. 

3. Im Kriege ist über die Wehrpflicht hinaus jeder deutsche Mann und je- 
de deutsche Frau zur Dienstleistung für das Vaterland verpflichtet. 
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Die Wehrmacht ist der Waffenträger und die soldatische Erziehungsschu- 
le des deutschen Volkes. Sie besteht aus 
dem Heere, 
der Kriegsmarine, 
der Luftwaffe. 
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1. Oberster Befehlshaber der Wehrmacht ist der Führer und Reichskanz- 
ler. 

2. Unter ihm übt der Reichskriegsminister als Oberbefehlshaber der 
Wehrmacht Befehlsgewalt über die Wehrmacht aus. 


Die Dauer der aktiven Wehrpflicht bei den drei Wehrmachtsteilen wird ein- 
heitlich auf ein Jahr festgelegt. 


Am 24. August 1936 erweitert der Führer die aktive Dienstpflicht auf 2 Jahre 
durch folgenden ErlaßR: 


Der Führer und Reichskanzler hat folgenden Erlaß über die Dauer der ak- 
tiven Dienstpflicht in der Wehrmacht vom 24. August 1936 unterzeichnet: 

Zum 8 8 des Wehrgesetzes vom 21. 5. 1935 (RGBi. | S. 609) verordne 
ich unter Aufhebung meines Erlasses vom 22.5. 1935 (RGBil. I S. 614): 

Die Dauer der aktiven Dienstpflicht bei den drei Wehrmachtsteilen wird 
einheitlich auf zwei Jahre festgesetzt. 

Der Reichskriegsminister und Oberbefehlshaber der Wehrmacht erläßt 


die erforderlichen Ausführungs- und Übergangsbestimmungen. 
Berchtesgaden, den 14. August 1936. 


Adolf Hitler. 
v. Blomberg. 


Dazu schreibt die Nationalsozialistische Parteikorrespondenz: 


"Während in Berlin das große olympische Fest des Friedens stattfand und 
Deutschland glücklich war, seinen Gästen einen Einblick geben zu können in 
die Ruhe und Ordnung des heutigen Reiches, bebt die Welt an zahlreichen 
Stellen unter den Schrecknissen blutiger Bürgerkriege und wilder Wirtschafts- 
kämpfe. 

Eine ziffernmäßig kleine, aber im Solde ihrer rassischen Verfilzung einen 
mächtigen Einfluß ausübende internationale Hetzgruppe versucht, die Welt in 
das Chaos des kommunistischen Zusammenbruchs zu stürzen. 

Ungeheuer sind dabei die Rüstungen, die den bolschewistischen Milita- 
rismus in die Lage setzen sollen, dieser Aufgabe zu genügen. 

Wenn nun ein bolschewistischer Machthaber in zynischer Offenheit er- 
klärt, daß es die Aufgabe der bolschewistischen Armee auch sein wird, unter 
Umständen jenen Ländern, die der inneren bolschewistischen Hetze stand- 
halten würden, durch den Eingriff der Roten Armee von außen her die Revo- 
lution zu bescheren, so wird das nationalsozialistische Deutschland einer sol- 
chen Ankündigung gegenüber genau so wenig kapitulieren, wie es einst nicht 
kapituliert hat gegenüber den Drohungen der von Moskau bezahlten Hetzer 
in Deutschland selbst. 

So wie die nationalsozialistische Partei der deutschen Nation den inne- 
ren Frieden bewahrt, so wird die nationalsozialistische Armee dem Reiche 
den äußeren Frieden sichern. 

Die Geschichte hat uns belehrt, daß es besser ist, für diesen Frieden - 
wenn notwendig - große Opfer zu bringen, als im bolschewistischen Chaos 
zu versinken. 

Gegenüber dem Sowjetimperialismus und seiner militaristischen Bedro- 
hung wird das nationalsozialistische Deutschland als Wächter seines eigenen 
Friedens und damit als Schützer seiner Kultur jene Maßnahmen treffen, die 
notwendig sind, um die Freiheit und Unabhängigkeit der Nation unter allen 
Umständen zu garantieren." 


Das deutsch-englische Flottenabkommen 


m 18. Juni 1935 wird zum ersten Male seit dem Weltkriege ein militärischer 
Vertrag zwischen dem Deutschen Reiche und einer anderen Nation geschlos- 
sen. Dieser Vertrag ist der erste wirkliche Beitrag zur Rüstungsbegrenzung 
und gibt gleichzeitig der deutschen Kriegsmarine die notwendige Freiheit. 


Botschafter von Ribbentrop bestätigt in einem Briefe an den englischen Au- 
ßenminister Sir Samuel Hoare den Inhalt des deutsch-englischen Flottenab- 
kommens. Dadurch wird die künftige Stärke der deutschen Flotte gegenüber 
der Gesamtflotte des englischen Weltreiches im Verhältnis von 35:100 festge- 
setzt. Hinsichtlich der Unterseeboote hat das Deutsche Reich jedoch das 
Recht, eine der gesamten Unterseeboottonnage der Mitglieder des britischen 
Weltreichs gleiche Unterseeboot-Tonnage zu besitzen, ohne jedoch das Stär- 
keverhältnis von 35:100 hinsichtlich der Gesamttonnage zu überschreiten. 
Die Regierung des Deutschen Reiches verpflichtet sich, onne Verhandlungen 
mit der englischen Regierung über den Prozentsatz von 45 vom Hundert der 
englischen Unterseeboot-Tonnage nicht hinauszugehen. 


Wenige Monate später liegen zum ersten Male seit dem Weltkrieg wieder 
deutsche Unterseeboote auf der Kieler Förde, fügen auf den deutschen 
Kriegsschiffwerften wieder Schweiß- und Nietapparate Panzerplatte an Pan- 
zerplatte zu stolzen Schiffen, die Deutschlands Küsten zu schützen bestimmt 
sind. 


Die englische Regierung bringt zum Ausdruck, daß die Einigung, zu der sie 
nunmehr mit der Regierung des deutschen Volkes gelangt ist und die sie als 
eine vom heutigen Tage ab gültige, dauernde und endgültige Einigung zwi- 
schen den beiden Regierungen ansieht, den Abschluß eines zukünftigen all- 
gemeinen Abkommens über eine Rüstungsbegrenzung zwischen allen See- 
mächten der Welt erleichtern wird. 


17 Jahre nach jenen Tagen, an denen das stolze deutsche Heer in den Stür- 
men der Novemberrevolte zerspellte, 16 Jahre nach Abschluß des Vertrages, 
der Deutschland für alle Zeiten in Ketten zu schlagen bestimmt war, schützt 
wieder eine starke Armee Deutschlands Grenzen, eine von den Versailler 
Fesseln befreite Flotte die deutschen Küsten: 


brach Adolf Hitler dem deutschen Volke die Bresche in die Freiheit! 


Los von Versailles! 


Versailles, 28. Juni. Die Zeremonie der Unterzeichnung im Spiegelsaale zu 
Versailles begann heute nachmittag 3 Uhr. Nachdem sämtliche Delegierte 
der alliierten und assoziierten Mächte ihre Plätze eingenommen hatten, wur- 
den die deutschen Delegierten in den Saal geleitet und zu den für sie be- 
stimmten Plätzen geführt. Der Vorsitzende der Friedenskonferenz Clemen- 
ceau erhob sich und erklärte, nachdem die Bedingungen der allierten und as- 
soziierten Mächte von den Deutschen angenommen seien, ersuche er die 
deutschen Bevollmächtigten das Friedensdokument zu unterzeichnen. Er hob 
hervor, die Unterzeichnung des Friedensvertrages bedeute, daß die Bedin- 


gungen in loyaler Weise eingehalten werden müßten. Um 3 Uhr 12 Minuten 
unterschrieben die Reichsminister Hermann Müller und Dr. Bell als erste den 
Friedensvertrag. Hierauf unterschrieben der Reihe nach die Delegierten der 
alliierten und assoziierten Mächte. Kurz vor 4 Uhr war der Akt beendet. Cle- 
menceau hob die Sitzung mit der Erklärung auf, der Friede sei geschlossen. 
Er ersuche die Delegierten der alliierten und assoziierten Mächte zu warten, 
bis die deutschen Bevollmächtigten sich entfernt hätten. Die Militärmission 
werde die deutsche Delegation in das Hotel des Reservoirs zurückleiten. Die 
deutschen Bevollmächtigten verließen hierauf als erste den Saal und bega- 
ben sich auf demselben Wege, auf dem sie gekommen waren, sofort in das 
Hotel des Reservoirs zurück. 


So begann Versailles.. Die Männer, die damals ihre Unterschrift unter das 
Dokument setzten, führten nur zu Ende, was ihre Genossen angefangen hat- 
ten. "Die Sitzredakteure der Weltgeschichte", so hat man Hermann Müller 
und Dr. Bell damals mit Recht benannt. Bezeichnend ist aus jenen Tagen der 
tiefsten deutschen Schmach die Erkenntnis, daß jene Männer, die die No- 
vemberrevolte herbeigeführt hatten, die später sich in all den Jahren als Hel- 
den der Revolution feiern ließen, zu feige und zu jämmerlich waren, zu Ende 
zu führen und damit vor dem Volke zu verantworten, was sie am 9. Novem- 
ber 1918 begonnen hatten. So trat vor der entscheidenden Abstimmung der 
Weimarer Nationalversammlung Philipp Scheidemann zurück, sprach davon, 
daß die Hand verdorren möge, die diesen Vertrag unterzeichnen werde, und 
schickte dann seinen Genossen und Revolutionskollegen Hermann Müller 
vor und beschwor auf ihn den alttestamentarischen Fluch herab, den er groß- 
sprecherisch vorher in die Massen geschleudert hatte. 


Dem Abgeordneten Haase von der USPD. blieb es vorbehalten, den Büttel 
für die Entente zu machen und in der Nationalversammlung eine große Tira- 
de für die Unterzeichnung des Versailler Vertrages loszulassen, nach dem 
Zentrum und SPD. mit vielen Vorbehalten wie immer nur der Gewalt wichen 
und sich zur Unterzeichnung des Vertrages bereit erklärt hatten. Dieser Ge- 
nosse Haase bekam es weiter fertig, folgendes zu erklären: 


"Wir haben die volle Zuversicht und sind durch die lebhafte soziale Bewe- 
gung in den genannten Staaten in dieser Zuversicht gestärkt worden, daß der 
Friedensvertrag schließlich durch die Solidarität des internationalen Proleta- 
riats, das überall zur Herrschaft kommen wird, abgeändert werden wird. Dem 
Ententekapitalismus können wir mit Fug und Recht zurufen: Ihr hemmt uns, 
doch ihr zwingt uns nicht!" 


Das Charakterbild der Parlamentarier der November-Revolution ist so geblie- 
ben bis zum letzten Tag ihres Bestehens. Sie haben immer sich jedem Druck 
gefügt, waren nach innen großsprecherisch, nach außen feige und - bildlich 
gesprochen - an Prügel gewöhnt, sahen immer nur die nach ihrer Meinung 


rosige Seite aller Dinge und schwärmten für Silberstreifen und Weltrevolution. 
Sie waren zum Teil harmlose Ideologen aus Wolkenkuckucksheim, noch 
dümmer, als die Polizei es erlaubte, glaubten alles und fielen auf alles herein, 
zum anderen Teil gerissene und geriebene Geschäftsmänner, die in jeder Si- 
tuation wie Fettaugen auf der Brühe schwammen und die überall ohne 
Grundsätze und ohne Charakter für sich persönlich das Beste herauszuholen 
verstanden. So wie diese Parlamentarier sah die ganze deutsche Außenpoli- 
tik von 1918 bis zum 30. Januar 1933 aus. Scheinerfolge waren stets teuer 
erkauft und standen in gar keinem Verhältnis zu ihrem Kaufpreis. 


Es war kein Wunder, daß in den Monaten vor der Machtübernahme durch 
den nationalsozialistischen Staat, als die Reparationszahlungen zunächst 
einmal aufgehört hatten, harmlose Parlamentarier zum 25. Mal von einer nun 
kommenden Wiedergewinnung der Großmachtstellung Deutschlands träum- 
ten. Daß das Aufhören der Reparationszahlungen mit der Verarmung des 
deutschen Volkes, der Arbeitslosigkeit von Millionen und dem wirtschaftlichen 
Zusammenbruch erkauft worden war, daß es bei der Schwäche Deutsch- 
lands den sogenannten Siegermächten jederzeit freistand, Deutschland er- 
neut zur Wiederaufnahme der Reparationszahlungen zu zwingen, das verga- 
ßen sie nur allzugern. Sie waren sehr bescheiden und froh, wenn man sie bei 
ihren Reisen ins Ausland auch leben ließ, vielleicht einmal sogar freundlich 
guten Tag sagte und von ihnen mit einem wohlwollenden Lächeln Notiz 
nahm. Ein Jahr lang tagte die Abrüstungskonferenz, versprach mit einem 
Wechsel auf ferne Zeiten Deutschland die Gleichberechtigung, ließ diesem 
Versprechen aber nie die Tat folgen. 


Am 11. Dezember 1932 gaben die Regierungen Englands, Frankreichs und 

Italiens die Erklärung ab, "daß einer der Grundsätze, die die Konferenz leiten 
soll, darin bestehen muß, Deutschland und den anderen durch Vertrag abge- 
rüsteten Staaten die Gleichberechtigung zu gewähren in einem System, das 

allen Nationen Sicherheit bietet". 


Daß dieses System nie gefunden werden würde, war jedem klar, der Genfer 
Praktiken eine Reihe von Jahren verfolgt hat. Diejenigen, die als Vertreter ei- 
nes schwachen und verarmten Deutschlands in Genf auftraten, sprachen in 
den Wind. Man hörte sie kaum an, und nie waren Taten die Folge solcher 
Forderungen. So schuf die Genfer Liga selbst die Lage, in der Deutschland 
gezwungen war, ihr den Rücken zu kehren. 


Adolf Hitlers Kampf um den Frieden der Welt 
Als Adolf Hitler die Macht übernahm, fand er auf dem Gebiet der Außenpolitik 


nur Fesseln vor, aber nirgends einen Anlaß zu irgendeiner Besserung oder 
aktiveren Gestaltung der deutschen Außenpolitik. Der Führer hat Jahr um 


Jahr immer wieder in seinen großen Reden sein außenpolitisches Wollen dar- 
gelegt, den anderen Nationen immer wieder die Hand zur Zusammenarbeit 
hingestreckt und praktische Möglichkeiten für diese Zusammenarbeit aufge- 
zeigt. Wer heute die Grundsätze nationalsozialistischer Außenpolitik in den 
ersten vier Jahren nationalsozialistischer Staatsführung studieren will, der 
braucht nur die großen außenpolitischen Reden des Führers dieser Jahre le- 
sen. 

Sie sind geradezu ein Leitfaden für den Kampf Deutschlands um seine au- 
ßenpolitische Befreiung und die Befriedung Europas. 


Am 23. März 1933 hat Adolf Hitler im Deutschen Reichstag erklärt: 


"Deutschland wartet seit Jahren vergebens auf die Einlösung des uns ge- 
gebenen Abrüstungsversprechen der anderen. Es ist der aufrichtige Wunsch 
der nationalen Regierung, von einer Vermehrung des deutschen Heeres und 
unserer Waffen absehen zu können, sofern endlich auch die übrige Welt ge- 
neigt ist, ihre Verpflichtungen zu einer radikalen Abrüstung zu vollziehen. 
Denn Deutschland will nichts als gleiche Lebensrechte und gleiche Freiheit. 
Das deutsche Volk will mit der Welt in Frieden leben. Die Reichsregierung 
wird aber gerade deshalb mit allen Mitteln für die endgültige Beseitigung der 
Trennung der Völker der Erde in zwei Kategorien eintreten. Die Offenhaltung 
dieser Wünsche führt den einen zum Mißtrauen, den anderen zum Haß und 
damit zu einer allgemeinen Unsicherheit. Die nationale Regierung ist bereit, 
jedem Volk die Hand zu aufrichtiger Verständigung zu reichen, das gewillt ist, 
die traurige Vergangenheit einmal grundsätzlich abzuschließen..." 


Am 17. Mai 1933 steht der Führer erneut vor dem Reichstag, und das, was er 
sagt, ist das Programm des nationalsozialistischen Deutschlands auf dem 
Gebiete der Außenpolitik. Er fordert Revision des Versailler Vertrages und 
seine Ersetzung durch ein wirklich dauerhaftes Vertragswerk, dessen Aufga- 
be es nicht ist, Wunden zu reißen oder vorhandene offen zu halten, sondern 
Wunden zu schließen und zu heilen. 


Unter erneuter Anmeldung des deutschen Anspruches auf Gleichberechti- 
gung erklärt der Führer zugleich die Bereitschaft, von dieser Gleichberechti- 
gung nur in einem durch Verhandlungen festzustellenden Umfange Gebrauch 
zu machen und nötigenfalls eine Übergangsperiode von fünf Jahren für die 
Herstellung einer nationalen Sicherheit anzunehmen, in der Erwartung, daß 
nach dieser Zeit die wirtschaftliche Gleichstellung Deutschlands mit den an- 
deren Staaten erfolgt. Der Führer erklärt gleichzeitig Deutschlands grundsätz- 
liche Bereitschaft zum Verzicht auf Angriffswaffen, wenn innerhalb eines be- 
stimmten Zeitraums die anderen Nationen ihre Angriffswaffen vernichteten 
und durch eine internationale Konferenz ihre Anwendung verboten würde. 
Die Anregung Mussolinis, ein enges Arbeits- und Vertrauensverhältnis der 
großen europäischen Mächte England, Frankreich, Italien und Deutschland 


herbeizuführen, begrüßt der Führer ebenso herzlich wie den vom amerikani- 
schen Präsidenten Roosevelt am 16. Mai 1933 gemachten Vorschlag, durch 
Abrüstungs- und Nichtangriffsverpflichtung den Frieden der Welt zu sichern, 
zumal als Grund für die umfassenden Rüstungen anderer Staaten nie die 
Furcht vor einer deutschen Invasion vorgeschoben werden könne. 


"Deutschland ist bereit, jedem feierlichen Nichtangriffspakt beizutreten, 
denn Deutschland denkt nicht an einen Angriff, sondern an seine Sicherheit. 
Die deutsche Regierung und das deutsche Volk werden sich aber unter kei- 
nen Umständen zu irgendeiner Unterschrift nötigen lassen, die eine Disquali- 
fizierung Deutschlands bedeuten würde. Der Versuch, dabei durch Drohun- 
gen auf Regierung und Volk einzuwirken, wird keinen Eindruck zu machen 
vermögen. Es ist denkbar, daß man Deutschland gegen jedes Recht und ge- 
gen jede Moral vergewaltigt, aber es ist undenkbar und ausgeschlossen, daß 
ein solcher Akt von uns selbst durch eine Unterschrift Rechtsgültigkeit erhal- 
ten könnte. Als dauernd diffamiertes Volk würde es uns auch schwer fallen, 
noch weiterhin dem Völkerbund anzugehören." 


Die Beharrung auf dem unumstößlichen Grundsatz der Gleichberechtigung 
und die immer wieder bekundete Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit allen 
Völkern sind die beiden Pole der deutschen Außenpolitik von 1933 bis heute 
geblieben. Wenn von dieser Bereitwilligkeit nicht in noch stärkerem Maße Ge- 
brauch gemacht wurde, so ist das nicht die Schuld des deutschen Volkes und 
der Regierung Adolf Hitlers, wie es ebenso nicht Deutschlands Schuld ist, 
daß man in verschiedenen Nationen die Bedeutung der deutschen Erklärun- 
gen nicht begreifen wollte, um sich den Rückwirkungen dieser Erklärungen 
auf die europäische Politik und auf die Rüstungen zu entziehen. Den Scha- 
den, der aus dieser Einstellung erwuchs, haben alle Völker tragen müssen, 
ohne ihren Regierungen die Rechnung dafür einreichen zu können. Man war 
in den europäischen Hauptstädten zu lange gewohnt, mit einem schwachen 
und führerlosen Deutschland nach Willkür zu verfahren und wollte zunächst 
noch nicht glauben, daß diese Zeit mit dem Jahre 1933 zu Ende sein sollte. 
Man hätte sonst vielleicht früher in die dargebotene Hand Deutschlands ein- 
geschlagen. 


Austritt aus Abrüstungskonferenz und Völkerbund 


So bleibt schließlich nichts weiter übrig, als die Ankündigung des Führers 
vom 17. Mai 1933 wahr zu machen. Am 14. Oktober 1933 verläßt Deutsch- 
land die Abrüstungskonferenz und erklärt anschließend seinen Austritt aus 
dem Völkerbund. Gleichzeitig mit diesem Schritt aber wird erneut die Bereit- 
willigkeit der deutschen Reichsregierung und des deutschen Volkes betont, 


"..durch den Abschluß kontinentaler Nichtangriffspakte auf längste Sicht den 
Frieden Europas sicherzustellen, seiner wirtschaftlichen Wohlfahrt zu dienen 


und am allgemeinen kulturellen Aufbau teilzunehmen." 


Im Hinblick auf Frankreich erklärt der Führer am gleichen Tag in seiner 
Rundfunkrede: 


"Es würde ein gewaltiges Ereignis für die ganze Menschheit sein, wenn 
die beiden Völker einmal für immer die Gewalt aus ihrem gemeinsamen Le- 
ben verbannen möchten. 


Das deutsche Volk ist dazu bereit." 


Praktische Friedenstaten gegen Genfer Theorie 


Schon kurze Zeit darauf wird der vom Führer aufgestellte außenpolitische 
Grundsatz der direkten Verhandlungen von Staat zu Staat in die Tat umge- 
setzt. Am 26. Januar 1934 schließt Adolf Hitler mit der polnische Regierung 
einen zehnjährigen Nichtangriffspakt. So wird einer der gefährlichsten Kon- 
fliktherde Europas durch einen entscheidenden Schritt des Führers beseitigt 
und damit dem gesamten europäischen Frieden gedient. 


Zum ersten Male siegt die praktische Tat über die Genfer Theorien. 


Trotz des Austritts aus der Abrüstungskonferenz und dem Völkerbund ver- 
sucht Deutschland zunächst weiter, auf dem Verhandlungswege die Gleich- 
berechtigung insbesondere auch in militärischer Hinsicht zu erlangen. 
Deutschland erhebt die Forderung auf ein 300.000-Mann-Heer mit entsprech- 
ender Ausrüstung als Verteidigungsarmee angesichts der Deutschland um- 
gebenden hochgerüsteten Staaten. 


Die Episode der Einkreisungsreisen 

In diesem Augenblick wittert Frankreich Gefahr für sein zur Niederhaltung 
Deutschlands aufgerichtetes System. Es beginnt das groß angelegte franzö- 
sische Spiel, das darauf abzielt, die Gleichberechtigung Deutschlands zumin- 
dest so lange hintanzuhalten, bis es gelungen sein würde, 


Jean Louis Barthou 





entweder Deutschland in ein neues Paktsystem hineinzuziehen oder aber 
Deutschland durch ein anderes Paktsystem bis zur Bewegungsunfähigkeit 
einzukreisen. Am 17. April 1934 finden die Rüstungsverhandlungen ihren dra- 
matischen Abschluß mit Barthous "Nein" zu den deutschen Vorschlägen über 
die Erhöhung des Heeres auf 300.000 Mann. 


Die französische Paktmaschine läuft auf Hochtouren. Barthou macht Einkrei- 
sungsreisen nach Brüssel, Warschau, Prag, Bukarest und Belgrad, bereitet 
eine Reise nach Rom vor und hält enge Fühlung mit London. Die Sowjet- 
union wird in das französische Paktsystem mit einbezogen und für die euro- 
päische Politik salonfähig gemacht. Der Vorschlag eines Ostpaktes wird in 
die Debatte geworfen und Deutschland, Polen und Sowjetrußland zur Beteili- 
gung aufgefordert. Sowjetrußland wird auf Betreiben Frankreichs in den Völ- 
kerbund aufgenommen. 


Die Bilanz dieser Bemühungen ist die Erkenntnis, daß Frankreich die darge- 
botene Hand Deutschlands nicht will, sondern auf der Sicherung seiner Vor- 
herrschaft über Deutschland und der Niederhaltung des Deutschen Reiches 
beharrt und für die Durchführung dieser Politik alles zu tun bereit ist. 


Die Saar wird frei 


Das Jahr 1935 beginnt politisch mit einem außerordentlich freudigen Ereignis 
für Deutschland. In der Saarabstimmung bekennen sich 477.199 Menschen 
oder 90,5% der Wahlberechtigten zum Deutschen Reich. Die Saar kehrt 
heim! Zwei Tage später erklärt der Führer in seinem Dank an die Saarbewoh- 
ner: 


"Eure Entscheidung, deutsche Volksgenossen von der Saar, gibt mir heute 
die Möglichkeit, als unseren opfervollen geschichtlichen Beitrag zu der so 
notwendigen Befriedung Europas die Erklärung abzugeben, daß nach dem 
Vollzug Eurer Rückkehr das Deutsche Reich keine territorialen Forderungen 
an Frankreich mehr stellen wird... 

Unser aller Wille ist es, daß dieses deutsche Ende eines so traurigen Un- 
rechts zu einer höheren Befriedung der europäischen Menschheit beitragen 
möge; denn so groß und unbedingt unsere Entschlossenheit ist, Deutschland 
die Gleichberechtigung zu erringen und zu sichern, so sind wir gewillt, uns 
dann nicht jenen Aufgaben zu entziehen, die zur Herstellung einer wahren 
Solidarität der Nationen gegenüber den heutigen Gefahren und Nöten erfor- 
derlich sind." 


Und am folgenden Tage führt Adolf Hitler in einer Unterredung mit einem 
englischen Journalisten aus: 


"Ich spreche zwei Bekenntnisse offen aus: 

1. Deutschland wird von sich aus niemals den Frieden brechen, und 

2. wer uns anpackt, greift in Dornen und Stacheln. Denn ebenso, wie wir 
den Frieden lieben, lieben wir die Freiheit." 


Barthou ist tot; das Attentat auf König Alexander von Jugoslawien am 9. Ok- 
tober 1934 kostete auch ihm das Leben. Die Linie der französischen Außen- 
politik ist jedoch durch ihn bereits so festgelegt, daß auch seine Nachfolger 
wenig mehr daran zu ändern vermögen. Sie führt zwangsläufig zur Selbstbe- 
freiung Deutschlands aus den Fesseln des Versailler Vertrages und zur Wie- 
derherstellung der vollen deutschen Souveränität. 


Am 7. Januar 1935 unterzeichnen Mussolini und Laval in Rom ein Protokoll, 
durch das Italien in das französische Paktsystem gegen Deutschland einbe- 
zogen wird unter Zugeständnissen und Versprechungen in Afrika, aus denen 
sich praktisch später der italienisch-abessinische Krieg entwickelt. Am 3. Feb- 
ruar 1935 wird Deutschland das französisch-englische Londoner Protokoll 
vorgelegt, in dem auch der Abschluß eines Luftpaktes zwischen Frankreich, 
England, Italien, Deutschland und Belgien angeregt wurde. In diesem Proto- 
koll wird noch einmal der Versuch gemacht, Deutschland vor eigenen Schrit- 
ten zur Erzielung seiner Gleichberechtigung zurückzuhalten. Bezüglich der 
deutschen Gleichberechtigung bringt das Protokoll jedoch nichts Neues, son- 
dern versucht wiederum, auf der Basis vom Dezember 1932 Deutschland die 
Gleichberechtigung im Rahmen eines sogenannten Sicherheitssystems auf 
längere Sicht in Aussicht zu stellen und Deutschland zunächst erst einmal 
wieder ohne jede Gegenleistung in den Völkerbund hineinzubringen. Es wird 
alles getan, jede eigene Initiative Deutschlands zur Herbeiführung weiterer 
zweiseitiger Vereinbarungen mit anderen Staaten zu verhindern. 


Wieder allgemeine Wehrpflicht 


Als dann Frankreich seine militärische Kraft durch Einführung der zweijähri- 
gen Dienstzeit noch weiter vermehrt, da ist Deutschland gezwungen, wegen 
der Gefährdung der eigenen Sicherheit angesichts dieser Gesamtlage zur Tat 
zu schreiten. Am 16. März 1935 zerbricht Adolf Hitler unter dem Jubel des 
deutschen Volkes die Fesseln von Versailles, verkündet die allgemeine Wehr- 
pflicht und schafft Deutschland wieder eine eigene Wehrhoheit. Nochmals 
wird versucht, nunmehr die übrige Welt zu friedlichen Vereinbarungen mit 
Deutschland zu bringen: 


"Denn in dieser Stunde erneuert die deutsche Regierung vor dem deut- 
schen Volke und vor der ganzen Welt die Versicherung ihrer Entschlossen- 
heit, über die Wahrung der deutschen Ehre und der Freiheit des Reiches nie 
hinauszugehen und insbesondere in der nationalen deutschen Aufrüstung 


kein Instrument kriegerischer Angriffe, als vielmehr ausschließlich der Vertei- 
digung und damit der Erhaltung des Friedens bilden zu wollen." 


Die Konferenz von Stresa ist die Antwort auf das neue deutsche Angebot. 
Die Gedankengänge des Londoner Protokolls werden, obwohl sie einen 
Rückschritt bedeuten, wiederholt und die Mächte von Stresa noch einmal auf 
den Londoner Vertrag festgelegt. Die auf Verlangen Frankreichs zum 15. Ap- 
ril nach Genf einberufene Tagung des Völkerbundrates verurteilt den selb- 
ständigen Schritt Deutschlands und setzt einen Ausschuß ein, der die Sank- 
tionen prüfen soll, die künftig gegen einen Staat zu ergreifen seien, der 
"durch einseitige Aufkündigung seiner internationalen Verpflichtungen den 
Frieden gefährden sollte". 


Die Reichsregierung weist am 20. April diesen Vorstoß des Völkerbundrates 
als eine Kampfansage und einen neuen Versuch einer Diskriminierung 
Deutschlands entschieden zurück und bestreitet den beteiligten Nationen das 
Recht, sich zum Richter über Deutschland aufzuwerfen und ausgerechnet 
Deutschland angesichts seiner eigenen neuen Friedensversicherungen als 
den Friedensstörer hinzustellen, die dauernden Rechtsverletzungen der an- 
deren, die Nichterfüllung ihrer Abrüstungsverpflichtung aber stillschweigend 
zu übergehen. 


Wie richtig das Verhalten Deutschlands ist, zeigt der Abschluß des sowjet- 
russisch-französischen Paktes vom 2. Mai 1935. Sowjetrußland glaubt 1935, 
daß nunmehr der Zeitpunkt gekommen sei, aktiv in die politische Gestaltung 
Europas einzugreifen und der bolschewistischen Weltrevolution zunächst ein- 
mal durch Abschluß von Pakten und durch Einkreisung des wichtigsten Geg- 
ners der Sowjetunion den Boden zu bereiten. 


Über die Stellung Deutschlands zur Sowjetunion hat vom Tage der Macht- 
übernahme durch Adolf Hitler an niemals ein Zweifel bestanden. Von Anfang 
an hat der Nationalsozialismus festgestellt, daß Nationalsozialismus und Bol- 
schewismus wie Feuer und Wasser sind. Ein Paktieren zwischen diesen bei- 
den Weltanschauungen ist ein Ding der Unmöglichkeit. Der Bolschewismus 
hat die Weltrevolution auf seine Fahne geschrieben. Er will den jüdischen 
Geist der Zersetzung allen anderen Völkern aufzwingen und sie unter seine 
Knute zwingen. Es braucht niemand zu wundern, wenn die Völker sich dage- 
gen wehren und sich dagegen verwahren, daß in ihren eigenen Grenzen un- 
ter dem Namen von kommunistischen Parteien Filialen einer Organisation er- 
richtet werden, deren Aufgabe es ist, den Umsturz vorzubereiten und Land 
und Volk unter fremden Einfluß zu bringen. Die Reichsparteitage 1935 und 
1936 der NSDAP. waren die deutliche Antwort auf diese Bestrebungen des 
Bolschewismus. 


Am 21. Mai 1935 nimmt der Führer in seiner Reichstagsrede zu der außen- 


politischen Entwicklung Stellung und wiederholt insbesondere Deutschlands 
Bereitschaft zum Abschluß von Nichtangriffspakten. Er begründet ferner die 
Ablehnung des Ostpaktes: 


"Wir haben aber nicht die Möglichkeit, solche Verträge durch Beistands- 
verpflichtungen zu ergänzen, die weltanschaulich, politisch und sachlich für 
uns untragbar sind. Der Nationalsozialismus kann nicht die Angehörigen des 
deutschen Volkes, d.h. seine Anhänger, zum Kampf aufrufen für die Erhal- 
tung eines Systems, das in unserem eigenen Staat zumindest als unser grim- 
migster Feind in Erscheinung tritt. Die Verpflichtung zum Frieden, ja! Eine 
Kampfhilfe des Bolschewismus wünschen wir selbst nicht und wären auch 
nicht in der Lage, sie zu geben." 


In 13 Punkten fixiert die Reichsregierung ihre Stellungnahme zu den 
schwebenden internationalen Problemen und erklärt sich noch einmal bereit, 
den Locarnovertrag so lange zu halten, als auch die anderen Vertragspartner 
ihn einzuhalten bereit sind. Es wird erneut die Bereitschaft zum Abschluß ei- 
nes Luftabkommens und zur Beteiligung an allen Besprechungen zum Aus- 
druck gebracht, die zur praktischen Rüstungsbegrenzung führen können. 


Das deutsch-englische Flottenabkommen 

Als Tat folgt dieser Rede am 18. Juni 1935 das deutsch-englische Flottenab- 
kommen, durch das die deutsche Flotte für dauernd in ein Verhältnis von 
35% zur englischen Flotte gebracht wird. 

Um zu verhindern, daß Deutschland weiterhin auf Konferenzen vor vollende- 
te Tatsachen gestellt wird, erklärt der Führer, daß Deutschland fortab an kei- 
ner Konferenz mehr teilnehmen wird, an deren Programmaufstellung es nicht 
von vornherein beteiligt gewesen ist. 


Im Sommer 1935 kann man gegenüberstellen: 


1. die außenpolitischen Taten Deutschlands mit dem immer neuen Bemühen 
zur Sicherung des Friedens, und 


2. das Vertragsnetz Frankreichs mit der eigensüchtigen und imperialistischen 
Zielsetzung, durch die Unfrieden und Unordnung in Europa geschaffen wird. 
Zusammenbruch der Front von Stresa 


Eine Wende in dieser Entwicklung ist am 3. Oktober 1935 der Einmarsch ita- 


lienischer Truppen in abessinisches Gebiet. Die Front gegen Deutschland 
fällt auseinander, Stresa gehört der Vergangenheit an. Die Völkerbundsmäch- 
te vereinigen sich zum ersten Male zu einem Sanktionskriege gegen Italien, 
der Italien nicht daran hindern kann, sich den kolonialen Raum zu schaffen, 
den es braucht, für die Sanktionsmächte aber zu einem kläglichen und be- 
schämenden Mißerfolg wird. 


Das Rheinland wieder frei 


Im 27. Februar 1936 wird trotz der einwandfreien Feststellungen Deutsch- 
lands, daß der französisch-sowjetrussische Pakt einen Bruch des Locarno- 
paktes bedeute, dieser von der französischen Kammer ratifiziert. Die Folge- 
rung aus diesem Schritt Frankreichs zieht die deutsche Reichsregierung am 
7. März 1936. 

Nach der Zerstörung des Locarnovertrages durch Frankreich und den da- 
durch erfolgten Zusammenbruch des Sicherheitssystems im Westen stellt sie 
zur Sicherung des Reiches die volle Souveränität für die entmilitarisierte Zo- 
ne des Rheinlandes wieder her. 

Die Berechtigung zu diesem Schritt, insbesondere die Berechtigung der Auf- 
fassung, daß Frankreich mit dem Abschluß des Sowijetpaktes den Locarno- 
vertrag gebrochen habe, wird natürlich bestritten. 

Der deutsche Schritt wird jedoch hingenommen, ohne daß Sanktionen erfol- 
gen oder daß die garantierenden Mächte des Locarnovertrages einschreiten. 
Es mehren sich im Gegenteil in allen Ländern die Zeichen des Verständnis- 
ses für den deutschen Schritt, der ja nichts weiter darstellt als das, was jeder 
Staat der Welt ohne weiteres für sich in Anspruch nimmt: die volle Souveräni- 
tät über das eigene Staatsgebiet, die keinerlei Spitze gegen einen fremden 
Staat enthält. 


Neuer deutscher Friedensplan 


Indem Memorandum, das am 7. März 1936 den Locarnomächten überreicht 
wurde, um ihnen Mitteilung von dem deutschen Entschluß und seiner Be- 
gründung zu machen, unterbreitet Deutschland wiederum zugleich neue 
praktische Vorschläge zur Sicherung des Friedens im Westen und nimmt von 
sämtlichen an Deutschland angrenzenden Staaten auch Litauen nicht mehr 
aus, nachdem dieses sein Verhalten im Memelgebiet einer gewissen Korrek- 
tur unterzogen hat. 

Die darauf folgenden Plänkeleien der Restlocarnomächte sind nur noch 
Rückzugsgefechte, denen keine Bedeutung mehr zukommt. Zwei Tage nach 
jener Abstimmung, die ein Vertrauensvotum für den Führer und die Reichsre- 
gierung darstellte, wie es noch niemals eine Regierung der Welt besaß, am 
31. März 1936, schlägt Deutschland noch einmal einen Friedensplan von 19 
Punkten vor. Es wird abermals Deutschlands Bereitschaft festgestellt, mit je- 


dem europäischen Staat Nichtangriffspakte abzuschließen, noch einmal wird 
eine allgemeine Abrüstung vorgeschlagen. Die Antwort ist lediglich am 8. Ap- 
ril ein französischer Plan auf der Basis der kollektiven Sicherheit, ein Plan, 
der also Deutschland zwingen würde, für fremde Interessen und zugunsten 
von fremden Staaten, mit denen Deutschland nichts gemein hat, das Leben 
deutscher Soldaten einzusetzen. Deutschland betont noch einmal, daß es in 
der sogenannten kollektiven Sicherheit eine viel größere Gefahr für den Frie- 
den Europas sähe als in dem Abschluß von zweiseitigen Pakten, weil das 
französische Paktsystem bei Streitigkeiten zwischen zwei Staaten eine Reihe 
von anderen zwangsläufig in diesen Streit mit hineinziehen würde. 


Der deutsche Friedensplan bleibt ohne Auswirkung, weil Frankreich auf dem 
System der kollektiven Sicherheit beharrt und es sogar in Genf verankert, ob- 
wohl das Gebäude der kollektiven Sicherheit bereits im Rohbau starke Risse 
zeigt. Seine Unmöglichkeit beweist bereits der italienisch-abessinische Krieg 
und beweist weiter der spanische Bürgerkrieg und das viele Monate währen- 
de Handeln um die Nichteinmischung, das schließlich rein formell zu einer 
Kontrolle führt, aber keinerlei praktische Auswirkungen zeigt. Denn gerade 
Frankreich setzt die Lieferung von Waffen und Menschen trotz aller Kontroll- 
maßnahmen fort. 


Am 14. Oktober 1936 sprengt Belgien die Fesseln der kollektiven Pakte, in- 
dem der belgische König den absoluten Willen Belgiens zur Neutralität ver- 
kündet, also zur absoluten Selbständigkeit seiner Entscheidungen und zur 
Loslösung von allen Verpflichtungen einer Beistandsleistung. 


Dieser Wille zur Abkehr von den bestehenden Bündnissen und Abmachun- 
gen kommt seitdem auch bei einer Reihe anderer mittlerer und kleiner Staa- 
ten zum Ausdruck, die nicht automatisch in einen Krieg zu verwickelt werden 
wünschen, ohne daß sie selbst interessiert sind. 


Während rings um Deutschland ein System zusammenbricht, dessen trei- 
bende Kraft der französische Imperialismus ist, schreitet Deutschland unbeirrt 
auf dem Wege zweiseitiger friedlicher Vereinbarungen fort. 


Am 11. Juli 1936 wird das Verständigungsabkommen mit Österreich ge- 
schlossen und so der Grund gelegt zu einer Gemeinsamkeit der beiden deut- 
schen Staaten. Die Beziehungen des Reiches zu Litauen werden normal- 
isiert. Die weitere Entwicklung wird gekennzeichnet durch die deutschen An- 
gebote der Neutralitätsgarantien an Belgien, die Niederlande, die Schweiz 
und Luxemburg. 


Die Achse Berlin-Rom 


Durch die Vereinbarungen mit Italien wird die Achse Berlin-Rom zu einem be- 


stimmenden Moment der europäischen Politik. Deutschland kann die Genug- 
tuung erleben, daß das System der zweiseitigen Abmachungen zur Siche- 
rung des Friedens auch von anderen Staaten als das zweckmäßigste aner- 
kannt und zwischen Italien und Jugoslawien nach dem Vorbild der deutsch- 
polnischen Verständigung ein entsprechender Vertrag geschlossen wird. 


Es ergibt sich daraus die um sich greifende Erkenntnis, daß nun Abmachun- 
gen, in denen tatsächlich interessierte Staaten die zwischen ihnen bestehen- 
den Gegensätze bereinigen, die Voraussetzung für eine Friedenssicherung 
und damit für den Gesamtfrieden Europas sein können. 


Am 30. Januar 1937, am Abschlusse der ersten vier Jahre nationalsozialisti- 
scher Staatsführung, hat der Führer in seiner großen Reichstagsrede verkün- 
det, daß für Deutschland nun die Zeit der Überraschungen vorbei ist. Er hat 
zum Ausdruck gebracht, daß Deutschland infolge des Verhaltens der Ver- 
tragsmächte von Versailles zu seinen selbständigen Schritten im Interesse 
der Sicherheit des Deutschen Reiches gezwungen worden ist, daß Deutsch- 
land gar nicht beabsichtigt, nachdem es über sein eigenes Staatsgebiet die 
unbeschränkte Hoheit wiedererlangt und zum Schutze der deutschen Gren- 
zen ein Volksheer geschaffen hat, weitere selbständige Schritte zu unterneh- 
men. Damit ist allen den Behauptungen den Boden entzogen, daß Deutsch- 
land keine Verträge halte und als Vertragspartner deshalb unmöglich ist. 


Wenn der Wert auch in der Politik an den Resultaten und Erfolgen zu erken- 
nen ist, so dürfte das Urteil über die nationalsozialistische deutsche Außenpo- 
litik seit 1933 nicht schwer zu fällen sein. 


Überraschend klar und eindringlich zeigt sich im Lichte der rein histori- 
schen, allein die Tatsachen berücksichtigenden Betrachtung über die 
nationalsozialistische Außenpolitik im Rahmen der gesamteuropäi- 
schen Politik die unbedingte Geradlinigkeit und Folgerichtigkeit der 
deutschen Friedenspolitik seit 1933. 


Der eiserne und unerschütterliche Wille des Führers, sein unbedingtes Fest- 
halten an einer als richtig erkannten Linie allein haben das Werk der Wieder- 
aufrichtung, so wie es heute vor uns steht, ermöglicht. Mit Stolz und innerer 
Befriedigung darf Adolf Hitler und mit ihm das deutsche Volk auf dieses große 
Werk blicken. 


Die Welt aber sollte nun endlich ihre Scheuklappen, die sie vor Deutschland 
aufgesetzt hat, abnehmen, um seinen durch Taten längst erhärteten und be- 
wiesenen ehrlichen Friedenswillen und die konstruktiven Elemente der natio- 
nalsozialistischen deutschen Außenpolitik klar zu erkennen. Sie sollte ange- 
sichts der außenpolitischen Friedenstaten Adolf Hitlers nicht mehr in Schrif- 


ten wühlen, sondern sich des Wortes des Führers erinnern: 


"Ich bin kein Schriftsteller, ich bin Politiker. Meine Korrekturen nehme ich in 
meiner Außenpolitik vor. Meine Korrektur trage ich in das große Buch der Ge- 
schichte ein!" 


Der Weg zum Dritten Reich 


Es sind nicht wenige gewesen, die im November 1918 in all dem Taumel den 
inneren Halt verloren und aus dem nationalen Lager in das der Demokratie 
gingen, weil sie glaubten, daß nun - wenn auch unter Schmerzen - ein Reich 
geboren werden könne, das alle deutschen Stämme umfaßt, und so ihrem 
großdeutschen Sehnen Erfüllung werden würde. Die Fürsten waren gefallen. 
Was stand noch der Schaffung eines einheitlichen, einigen Deutschen Rei- 
ches entgegen? Österreich verkündete seinen Willen zum Anschluß, und ei- 
ne Bewegung ging durch alle deutschen Volksteile Europas: Hin zum Reich! 


Die Fürsten gingen - die Bonzen kamen 


Der günstige Augenblick fand nur kleine Geister. Die Fürsten gingen - die 
Bonzen kamen. Die Zerrissenheit des Reiches blieb und wuchs; wuchs in ei- 
nem solchen Maße, daß es Augenblicke gab, in denen sie fast den Rahmen 
des Reiches sprengte. Reich gegen Länder und Länder gegen Reich. Das ist 
immer wieder das innerpolitische Thema in den 14 Jahren Weimarer Repub- 
lik gewesen. Es gab Reichsexekutionen gegen Länder, Länderdrohungen ge- 
gen das Reich. Regierungen wurden mit militärischer Hilfe abgesetzt. Ge- 
meinden sagten den Ländern den Gehorsam auf, Länder griffen in die ge- 
meindliche Selbstverwaltung ein. Ferner denn je erschien der Tag, an dem 
einmal die Grenzpfähle im Innern des Reiches fallen würden. 


"Jeder einmal Minister" 


Der Drang zur Futterkrippe siegte über den Drang zum einigen Reich. "Jeder 
einmal Minister" wurde die Parole, und die Vielzahl der kleinen 


Landesregierungen, deren Ministerzahl oft im umgekehrten Verhältnis zur 
Größe des Landes anschwoll, bot genügend Möglichkeiten dafür. Regie- 
rungskrisen in Reich und Ländern waren an der Tagesordnung. Womit sollte 
sich auch sonst die Vielzahl der Parlamente beschäftigen? Zur positiven Ar- 
beit waren sie nicht fähig, so beschäftigten sie sich dann ausschließlich mit 
reinen Machtkämpfen, mit Kämpfen um Formen und Posten. Nie jedoch wa- 
ren die Folgen ihres Wirkens positive Maßnahmen für das deutsche Volk. 


Es ist eine Binsenweisheit, daß eine Regierung zur Erzielung großer 
Leistungen der Stetigkeit bedarf. Ein Parlament ist niemals zur Erzielung 
großer Leistungen fähig. Denn jeder geniale Plan, jede gute Idee wird im Par- 
lament zunächst von den Vertretern der Parteien zerredet, von denen keine 
der anderen den Ruhm gönnt, Urheberin irgendeiner wirkungsvollen Aktion 
zu sein. 


So sind in den Jahren 1918 bis 1933 ganz ohne Zweifel viele gute Anregun- 
gen im Reichstag und den zahlreichen Parlamenten in ihren Ausschüssen 
und Unterausschüssen untergegangen, weil die eigene Unzulänglichkeit der 
Parlamentarier sie vor den Auswirkungen jeden größeren Planes erschre- 
cken ließ. Hätte jenem Reichstag ein Adolf Hitler seinen Plan zur Bau der 
Reichsautobahnen vorgelegt, man hätte ihn für irrsinnig und größenwahnsin- 
nig erklärt, und wenn etwa der Reichstag sich schließlich herbeigelassen ha- 
ben sollte, sich überhaupt auf die Behandlung des Themas einzulassen, 
dann wären vielleicht "probeweise" 12 Kilometer Autobahn gebaut worden - 
damit hätte man sich für alle Zeiten begnügt. 


Die Tatsache, daß die Zeit von 1918 bis 1933 bar jeder größeren Leistung 
blieb, daß dort nichts geschah oder geschaffen wurde, was irgendwie über 
das Normalmaß hinausgeragt hätte, liegt nicht zuletzt im parlamentarischen 
System begründet. Wenn eine Regierung jeden Tage gewärtig sein muß, von 
einem Parlament davongejagt zu werden, woher soll sie dann die innere Ru- 
he und Sammlung nehmen, Pläne auf lange Sicht zu fassen und mit der 
Durchführung von Aufgaben zu beginnen, für die eine Reihe von Jahren be- 
nötigt wird? 


24 Regierungen hat das deutsche Volk von 1918 bis 1933 über sich er- 

gehen lassen müssen, von denen einige nur wenige Tage oder Wochen 
am Ruder waren. Der Rekord einer Regierungszeit betrug in diesen Jahren 
21 Monate, steht aber vereinsamt auf seiner Höhe. Nur 5 von 24 Kabinetten 
haben länger als ein Jahr regiert. 


Die persönliche Unzulänglichkeit der meisten Minister dieser Systemjahre ist 
bei dieser Betrachtung gar nicht in Rechnung gestellt. Es sind nicht wenige 
von ihnen, die schließlich wegen Korruption und anderer Verbrechen vor Ge- 
richt gestellt werden mußten und deren sachliche und menschliche Unzuläng- 
lichkeit sich an zahlreichen Beispielen schlaglichtartig zeigt. (Reichskanzler 
Bauern, Reichspostminister Höfle u.a.) 


Folgende Regierungen haben sich in einem Zeitraum von 14 Jahren und 
zwei Monaten am deutschen Volke versucht: 

9. 11. 1913 - 16. 11. 19138 Kabinett Ebert 7 Ta- 
ge 
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Deutschland hatte im Jahre durchschnittlich 2.200 Parlamentarier zu ernäh- 


ren, die sich auf den Reichstag und die einzelnen Landtage verteilten. Der 


Gesamtverbrauch an Parlamentariern in Reich und Ländern in der Zeit von 
1918 bis zum 30. Januar 1933 betrug 10.683. Uber zehntausend kleine "Kö- 
nige" haben also versucht, Deutschland zu regieren. 


Die Kosten für diese Parlamentarier betrugen von 1919 bis 30. Januar 1933 
ca. 200 Millionen Mark, unter Ansatz der Kosten, die die Aufrechterhaltung 
des gesamten parlamentarischen Apparates (Personal, Gebäude usw.) verur- 


sachte, in 14 Jahren sogar 280 Millionen Mark. Sie standen also im umge- 
kehrten Verhältnis zu den Leistungen der Herren. Der Schaden allerdings, 
den sie angerichtet haben, beträgt ein Vielfaches dieser Summe. 


Verantwortung im nationalsozialistischen Staat 


Der nationalsozialistische Staat hat an die Stelle der Verantwortung von un- 
ten nach oben die Verantwortung von oben nach unten gesetzt. 

Sein Grundsatz lautet: Je höher die Stellung, desto größer die Verantwor- 
tung. Er hat die Hoheit der Länder beseitigt, die Zahl der Länderminister auf 
das geringstmögliche Maß heruntergesetzt, die Länderparlamente abge- 
schafft, die Verwaltung verbilligt und vereinfacht und der Regierungsarbeit die 
Stetigkeit gegeben, die die allein tragfähige Grundlage für all die großen Leis- 
tungen der letzten vier Jahre gewesen ist. 


Er hat in der Erkenntnis der Tatsache, daß nicht eine anonyme Vielheit regie- 
ren und bestimmen, sondern immer nur einer führen kann, die Regierungsar- 
beit aus dem Reichstag in das Reichskabinett verlegt und den Reichstag wie- 
der zu dem gemacht, was er eigentlich sein soll, eine Vertretung des Volkes, 
die zur Beratung und Unterstützung der Reichsregierung bestimmt ist und 
nicht eine Nebenregierung sein darf, die die praktische Regierungsarbeit 
lahmlegt. 


Moderne Demokratie 


Im Staate Adolf Hitlers ruht das Fundament der Regierung wieder direkt im 
Volke. In keinem Staat der Welt ist die unmittelbare Verbindung zwischen Re- 
gierung und Volk so eng wie gerade im nationalsozialistischen Staat, der da- 
mit der demokratischste Staat der Welt ist. Wie keine Regierung der Welt hat 
die Regierung Adolf Hitlers 

Jahr um Jahr an das deutsche Volk appelliert und ihm Gelegenheit gegeben, 
in Abstimmungen zur Politik der Reichsregierung und wichtigen Lebensfra- 
gen der Nation Stellung zu nehmen. Sie konnte das in dem Bewußtsein tun, 
so fest im Volke verankert zu sein, daß sie die Entscheidung des Volkes nicht 
zu scheuen brauchte. 


Am 5. März 1933 waren es 17.269.629 Deutsche, die sich mit 43,9 Prozent 
aller abgegebenen Stimmen bei der Reichstagswahl zum Führer und zur 
NSDAP. bekannten. 


Am 12. November 1933, als der Führer den Austritt des Deutschen Reiches 


aus dem Völkerbund bekanntgab und gleichzeitig das Volk zur Abstimmung 
über diese Politik und zur Neuwahl des Reichstages aufrief, dokumentierte 

sich das Vertrauen, das er und seine Mitarbeiter sich in einem halben Jahre 
im Volke errungen hatten, dadurch, daß 39.655.212 Deutsche bei einer Ge- 
samtzahl von 43.053.616 Wählern ihm und der NSDAP. ihre Stimme gaben. 


Als am 19. August 1934 das Gesetz über das Staatsoberhaupt zur Abstim- 
mung stand, durch den das Amt des Reichspräsidenten mit dem des Reichs- 
kanzlers vereinigt wurde, gaben abermals 38,4 Millionen oder 90 Prozent 
freudig ihr Ja. 


Die Krönung aber dieses Bekenntnisses des Volkes zum Führer wurde der 
denkwürdige 29. März 1936. Bei dieser Volksabstimmung lautete die Begrün- 
dung: 


"In der Absicht, dem deutschen Volke Gelegenheit zu geben, der mit dem 
heutigen Tage abgeschlossenen dreijährigen Politik der Wiederherstellung 
der nationalen Ehre und Souveränität des Reiches, verbunden mit dem auf- 
richtigen Bestreben nach einer wahren Völkerversöhnung und -verständigung 
auf der Grundlage gleicher Rechte und gleicher Pflichten, seine feierliche Zu- 
stimmung erteilen zu können, löse ich den Reichstag mit der Wirkung vom 
28. März 1936 auf. Neuwahlen zum Reichstag finden am 29. März 1936 
statt." 


Wie immer stellte sich der Führer selbst an die Spitze des Wahlvorschlages. 
Das, was in der ganzen Welt niemand für möglich hielt, was nirgends ein 
Gleichnis hat, wurde zur Tatsache. 98,8 Prozent der Bevölkerung, 44.411.911 
Deutsche, zeugten in einer Abstimmung für den Führer, die eine Wahlbeteili- 
gung wie kaum jemals in der Welt eine Abstimmung aufwies. 


So wurde dem Sehnen des deutschen Volkes nach einer wahrhaften Demo- 
kratie im Staate Adolf Hitlers die Erfüllung, die ihm in der Weimarer Republik 
versagt blieb. 


Keine Verfassung vom grünen Tisch 


Der Führer hat in seiner Rede vom 11. Februar 1933 gesagt, daß der Aufbau 
des neuen nationalsozialistischen Staates sich organisch vollziehen werde. 
So hat der Nationalsozialismus nach der praktischen Beseitigung der Weima- 
rer Verfassung darauf verzichtet, durch einen guten Juristen auf dem Papier 
eine neue Verfassung entstehen zu lassen und das freie Leben im jungen 
Staat durch papierne Formeln in Fesseln zu schlagen. 


In der Weimarer Republik dachte man umgekehrt. Das Wichtigste war die 
Verfassung auf dem Papier. Sie war so brüchig und so schlecht, daß man 


sich erst spät dazu entschließen konnte, den Tag ihrer Einführung zu feiern, 
daß es der Ankündigung von Gratisschokolade und der kostenlosen Verabrei- 
chung von warmen Würstchen bedurfte, um wirklich Volk zu diesen Feiern zu 
locken. Die Väter dieser Verfassung haben sie später im stillen oft selbst ver- 
flucht. Bezeichnend ist die Geschichte der Entstehung der Verfassung von 
Weimar, wie sie Dr. Goebbels am 10. Juli 1928 im Reichstag schilderte: 


"Ich darf Ihnen jetzt ein unverdächtiges Dokument vorlegen, wie diese Ver- 
fassung, für die Sie einen Nationalfeiertag einführen wollen, in Wirklichkeit 
zustande gekommen ist. Im Vorwärts schrieb damals ein unverdächtiger Zeu- 
ge - Paul Nathan - folgendes: 

'In jenen Spätherbsttagen betrat Preuß, der sonst keine Besuche zu ma- 
chen pflegte, überraschend meine Wohnung und legte mir eine Frage vor. 
Ebert hat mir angetragen, die deutsche Reichsverfassung der Republik zu 
entwerfen. 

(Hört! Hört! bei den Nationalsozialisten.) 

Soll ich in das Ministerium eintreten? Soll ich diesen Auftrag annehmen? 
Und ohne zu zögern, sagte ich: Natürlich, wenn Ihnen freie Hand für die 
Schaffung einer demokratischen Verfassung garantiert wird. Eine halbe Stun- 
de später waren wir bei Theodor Wolff vom Berliner Tageblatt. Unmittelbar 
darauf trat dort auch Witting ein, der Bruder Maximilian Hardens, der frühere 
Oberbürgermeister von Posen, und wir alle, die Preuß zusammengerufen 
hatte, waren einig, daß Preuß eine Zusage an Ebert geben müßte, die nötige 
Unabhängigkeit der Bewegung vorausgesetzt, und so fuhr Preuß von der Je- 
rusalemer Straße nach der Wilhelmstraße. 

Der einzig richtige Weg! 

(Heiterkeit.) 

Von der Jerusalemer Straße in die Wilhelmstraße hinein; die Jerusalemer 
Straße fabrizierte in der Wilhelmstraße dieses Machwerk, von dem Sie von 
uns verlangen, daß wir dafür einen nationalen Feiertag einführen sollen." 


"Erst Rechtsvereinheitlichung, 
dann Reichsvereinheitlichung" 


Erst Rechtsvereinheitlichung, dann Reichsvereinheitlichung, das ist der 
Grundsatz, nach dem der nationalsozialistische Staat an das Problem der 
Reichsreform, an dem die Novemberrepublik so kläglich scheiterte, herange- 
gangen ist. Organisch soll sich der Aufbau des neuen Reiches entwickeln. 17 
Staatswesen haben bis zum Jahre 1933 noch ein starkes Eigenleben geführt. 
Jedes dieser Staatswesen verfügte über einen völlig eigenen Verwaltungsauf- 
bau, über eine eigene Polizei, über ein eigenes Beamtentum, eine eigene Be- 
amtenordnung, ein eigenes Steuerwesen und eigene Steuergesetze, über ei- 
ne eigene Gemeindeordnung, sofern nicht gar im gleichen Staate verschiede- 
ne Gemeindeordnungen galten, Kreisordnungen verschiedenster Art, eine ei- 


gene Justiz, eigene Haushaltsordnungen usw. Eine territoriale Umgliederung 
des Reiches ist aber erst dann möglich, wenn in ganz Deutschland auf allen 
Lebensgebieten gleiches Recht herrscht und in ganz Deutschland ein völlig 
organischer gleichartiger Verwaltungsaufbau durchgeführt ist. 


Schritt für Schritt ist der nationalsozialistische Staat in diesen vier Jahren 
dem großen Ziel nähergerückt: jenem Tage, an dem endgültig die willkürlich 
gezogenen und nur aus der dynastischen Entwicklung gewordenen Länder- 
grenzen verschwinden und an ihre Stelle der in Reichsgaue gegliederte natio- 
nalsozialistische Einheitsstaat tritt, der die Vorteile der Zentralisierung und 
der Dezentralisation durch eine kluge Aufgabenverteilung zwischen dem Rei- 
che und den Reichsgauen in sich vereinigt. 


Vier Jahre Reichsreform 


ie Reichstagswahl vom 5. März 1933 gibt dem Führer den nötigen Rückhalt, 
nunmehr eine Einheitlichkeit der Politik und Verwaltung und der Arbeit von 
Reich und Ländern herbeizuführen. Zunächst werden die rebellierenden Län- 
derregierungen abgesetzt und zuverlässige alte Nationalsozialisten zu 
Reichskommissaren ernannt. Am 23. März 1933 verabschiedet der Reichstag 
das "Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich", das sogenannte Er- 
mächtigungsgesetz, gegen die Stimmen der Sozialdemokraten. Am gleichen 
Tage nimmt auch der Reichsrat das Gesetz an und schon am nächsten Tage 
tritt es in Kraft. Damit hat der Führer die notwendige Vollmacht zur völligen 
Neugestaltung des Reiches in der Hand. 


Das "Vorläufige Gesetz zur Gleichschaltung der Länder mit dem Reich" vom 
31. März 1933 ist der nächste Schritt. Durch dieses Gesetz werden die Land- 
tage der Länder und die gemeindlichen Selbstverwaltungskörper, die Kreista- 
ge, Bezirkstage, Stadtverwaltungen, Gemeinderäte aufgelöst und nach dem 
Ausfall der Reichstagswahl vom 5. März 1933 umgebildet. Die Landesregie- 
rungen erhalten das Recht, selbst Landesgesetze zu beschließen und dabei 
von den Landesverfassungen abzuweichen. 


Ihm folgt kurz darauf das "Zweite Gesetz über die Gleichschaltung zwischen 
Reich und Ländern" vom 27. April 1933, das sogenannte Reichsstatthalterge- 
setz, das als entscheidender Schritt zum Umbau des Reiches angesprochen 
werden kann. 


Dieses Gesetz bestimmt die Einsetzung von Reichsstatthaltern für die deut- 
schen Länder, auf die ein wesentlicher Teil der Aufgaben der Landesregierun- 
gen übergeht, die die Aufsicht über die Landesregierungen führen, den Minis- 
terpräsidenten und die Minister ernennen und entlassen, das Recht zur Auflö- 
sung und Neuwahl der Landtage und das Begnadigungsrecht erhalten, die 
Ausführung und Verkündung der Landesgesetze übernehmen usw. Sie sind 


dem Reichskanzler für die Politik der Länder verantwortlich. Für Preußen 
übernimmt der Führer selbst die Aufgaben des Reichsstatthalters, die er zum 
größten Teil auf den Preußischen Ministerpräsidenten, Hermann Göring, 
überträgt. 


Nach mehrfachen Änderungen wird das Reichsstatthaltergesetz schließlich 
am zweiten Jahrestag der nationalsozialistischen Revolution durch das neue 
Reichsstatthaltergesetz vom 30. Januar 1935 ersetzt, durch das die Reichs- 
statthalter in noch engere Bindung zum Reich treten und erweiterte Befugnis- 
se erhalten. Sie können nunmehr auch die Führung der Landesregierungen 
direkt übernehmen und handeln nur noch im Auftrag des Führers, der selbst 
das Verfügungsrecht über die Landesbeamten übernimmt, das Gnadenrecht 
ausübt, die Reichsstatthalter ernennt und entläßt und ihnen die Amtsbezirke 
zuweist. 


Schon am 30. Januar 1934, dem ersten Jahrestag der nationalsozialisti- 
schen Revolution, hatte der Reichstag das "Gesetz über den Neubau des 
Reiches" beschlossen, durch das bestimmt wurde: 

1. Die Volksvertretungen der Länder werden aufgehoben. 

2. Die Hoheitsrechte der Länder gehen auf das Reich über. Die Landesre- 
gierungen unterstehen der Reichsregierung. 

9. Die Reichsstatthalter unterstehen der Dienstaufsicht des Reichsminis- 
ters des Inneren. 

4. Die Reichsregierung kann neues Verfassungsrecht setzen. 


Auf diesem Gesetz baut sich praktisch seitdem die gesamte Reichsreform 
auf, weil durch dieses Gesetz ausdrücklich der Reichsregierung das Recht 
gegeben wird, Verfassungsrecht zu setzen, also langsam und Zug um Zug 
das Reich neu zu bauen und damit in der Praxis eine neue Verfassung zu 
schaffen. Die Hoheit der Länder verschwindet. Sie sind nur noch Verwal- 
tungsbezirke des Reiches. So ist dieses Gesetz Abschluß einer jahrhunderte- 
langen Epoche und Auftakt zu neuem Werden. 


Es hat nur noch formale Bedeutung, daß in Verfolg dieses Gesetzes, das die 
Hoheit der Länder beseitigt, am 14. Februar 1934 durch Reichsgesetz der 
Reichsrat aufgehoben wird und die diplomatischen Vertretungen der Länder 
beim Reich, Überbleibsel aus der Zeit des Deutschen Zollvereins, fortfallen. 
Schon am 13. Oktober 1933 sind die Parlamente der Länder ohne Ansetzung 
von Neuwahlen aufgelöst worden. 


Das "Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums" vom 7. April 
1933 bildet die Grundlage zur Reinigung des gesamten Beamtentums von all 
den unliebsamen Erscheinungen, die in der Zeit der Weimarer Republik den 
deutschen Beamtenkörper zu durchsetzen begonnen hatten. Zum ersten Ma- 


le wird hier der Arierparagraph eingeführt. 


Das "Deutsche Beamtengesetz" vom 26. Januar 1937 mit der "Reichs- 
dienststrafordnung" vom gleiche Tage ist ein weiterer Schritt zur Reichsre- 
form, denn dieses Gesetz schafft nunmehr ein einheitliches Recht für alle Be- 
amten des Reiches, der Länder, der Gemeinden und der sonstigen Körper- 
schaften des Öffentlichen Rechts und macht sie alle zu mittelbaren oder un- 
mittelbaren Reichsbeamten. Es verpflichtet die Beamten dem Führer persön- 
lich durch Treueid zu Treue und Gehorsam bis zum Tode, zur Beachtung der 
Gesetze und gewissenhaften Erfüllung der Amtspflicht. Zum ersten Male wird 
in einem Beamtengesetz Kameradschaft gegenüber den Mitarbeitern zu ei- 
ner Dienstpflicht gemacht. Durch die Treue zum Führer als dem Staatsober- 
haupt wird der Beamte Diener des gesamten Volkes, das geeint ist durch die 
NSDAP., die den Staat trägt, in dessen Dienst der Beamte steht. So wird der 
Beamte im Dritten Reich zum Vollstrecker des Willens des von der NSDAP. 
getragenen Staates. 


Wenn man heute rückschauend alle jene Maßnahmen zusammenstellt, von 
denen jede eine Stufe von jener breiten Treppe darstellt, die ins neue Reich 
führt, dann erkennt man bewundernd, mit welcher Folgerichtigkeit hier Stein 
auf Stein gesetzt, jede Stufe erst auf ihre Tragfähigkeit geprüft wurde und so 
allmählich ein kunstvoll gegliederter Bau entstand, der nicht jene Konstruk- 
tionsfehler und vielen Risse und Spalten aufweist, mit denen der Bau der 
Weimarer Republik behaftet war. 


Das "Gesetz über Volksabstimmung" vom 14. Juli 1933 gibt der Reichsregie- 
rung die Möglichkeit einer unmittelbaren Volksbefragung. Das "Gesetz gegen 
die Neubildung von Parteien" vom 14. Juli 1933 macht mit dem Parteiunwe- 
sen ein Ende und das "Gesetz zur Sicherung der Einheit von Partei und 
Staat" vom 1. Dezember 1933 enthält in seinem $ 1 bereits den Grundstein 
für den gesamten Bau des Dritten Reiches, indem es den totalen nationalso- 
zialistischen Staat proklamiert. Der $ 1 lautet: 


"Nach dem Sieg der nationalsozialistischen Revolution ist die Nationalso- 
zialistische Deutsche Arbeiterpartei die Trägerin des Staatsgedankens und 
mit dem Staat unlöslich verbunden." 


Das "Gesetz über das Staatsoberhaupt des Deutschen Reiches" vom 1. Au- 
gust 1934, durch das nach dem Tode des Reichspräsidenten, Generalfeld- 
marschall von Hindenburg, das Amt des Reichspräsidenten mit dem des 
Reichskanzlers in der Hand des Führers zusammengefaßt wird, ist ein Eck- 
pfeiler im Bau des deutschen Führerstaates. 


Der 30. Januar 1935 brachte dem deutschen Volke die so lange ersehnte 
einheitliche "Deutsche Gemeindeordnung", die nun an die Stelle der zahllo- 


sen Gemeindeordnungen und Stadtrechte im Reich tritt und eine einheitliche 
Verwaltungsgrundlage für alle deutschen Gemeinden bildet, die Gemeinden 
gleichzeitig von vielen alten hemmenden Bestimmungen befreit und die enge 
Verbindung zwischen der Arbeit der Partei und der Gemeinden herstellt, aus 
der die Kräfte erwachsen, die die deutschen Gemeinden zur neuen Blüte 
bringen sollen. 


Nach jahrhundertelanger Pause tagt am 15. September 1935 zum ersten 
Male wieder ein Reichstag zu Nürnberg. Und abermals werden hier Stufen 
ins neue Reich gebaut. Durch das "Reichsflaggengesetz" wird die Haken- 
kreuzflagge, die sieghafte Sturmfahne der nationalsozialistischen Revolution, 
zur alleinigen Reichsflagge erklärt. Die alte ruhmreiche schwarz-weiß-rote 
Flagge, die ihre Träger am 9. November 1918 kampflos in den Schmutz sin- 
ken ließen und die der nationalsozialistische Staat noch einmal aufzog, damit 
sie in Ehren wehe, wird an diesem Tag eingerollt und gehört der Geschichte 
an. Die Flaggen der Länder verschwinden. 


Am gleichen Tage wird das "Reichsbürgergesetz" verkündet, durch das be- 
stimmt wird, wer künftig im nationalsozialistischen Staat Bürgerrechte besitzt. 


Das "Gesetz zum Schutz des deutschen Blutes und der deutschen Ehre" 
bringt die gesetzliche Grundlage für die Lösung der Judenfrage und eine kla- 
re Scheidung zwischen Ariern und Juden. Es beseitigt gleichzeitig damit alle 
Zweifel und gibt die Möglichkeit, das Judentum allmählich aus dem Volkskör- 
per auszuscheiden. 


Am 17. Juni 1936 ernennt der Führer auf Vorschlag des Reichs- und Preußi- 
schen Ministers des Innern, Dr. Frick, den Reichsführer SS. Heinrich Himmler 
zum Chef der deutschen Polizei im Reichsministerium des Innern. Damit wird 
der Anfang gemacht zur Schaffung einer schlagkräftigen einheitlichen 
Reichspolizei, die an die Stelle des zersplitterten Polizeiwesens der Länder 
tritt. Das "Gesetz über Finanzmaßnahmen auf dem Gebiet der Polizei" vom 
19. März 1937 führt diese Entwicklung weiter, die mit dem Inkrafttreten des 
deutschen Polizeigesetzes am 1. Juli 1937 ihren Abschluß findet. 


So erhält die Polizei des nationalsozialistischen Staates ein neues Gesicht. 
Zwei Maßnahmen sind für den Wandel auf diesem Gebiet besonders be- 
zeichnend: Die Abschaffung des Gummiknüppels und die Verminderung der 
Polizeikräfte des Reiches um ein Drittel als unmittelbare Folge der Ruhe und 
Ordnung und der Reichssicherheit, die der nationalsozialistische Staat mit 
eherner Energie wieder hergestellt hat. Durch die iddeenmäßige und organisa- 
torische Verbindung der Polizei mit den Schutzstaffeln der NSDAP. wurde aus 
der Knüppelgarde marxistischer Polizeiminister eine nationalsozialistische 
Volkspolizei. Ein außerordentlicher Rückgang der Kriminalität und nach 
Durchführung energischer Maßnahmen ein Absinken der Zahl der Verkehrs- 


unfälle können unter vielen anderen als weitere Erfolge hervorgehoben wer- 

den. 

Strafbare Handlung Rechtskräftig verurteilte Personen 
1932 1936 

Gewalt und Drohung gegen Beamte 17 475 6 040 

Hausfriedensbruch 72102 700 

Arrestbruch 7 8521 400 

Geldfälschung 702 200 

Gefährliche Körperverletzung 31 764 15 900 

Nötigung und Bedrohung 5 7642 140 

Einfacher Diebstahl 85 315 56 800 

Schwerer Diebstahl 27 253 13 800 

Unterschlagung 38 027 14 900 

Raub und räuberische Erpressung 1 471620 

Einfache Hehlerei 10 8382 6 200 

Betrug 57 888 33 300 

Fälschen Öffentlicher Urkunden 12 604 7 700 

Einfacher und betrüglicher Bankrott 639 100 


Auch die Realsteuerreform vom 1. Dezember 1936, durch die 22 Landesge- 
setze abgelöst wurden, ist ein Schritt zur Reichsreform, denn es galt nun- 
mehr im deutschen Reichsgebiet nur noch einheitliches Grundsteuer- und 
Gewerbesteuerrecht. Dadurch, daß zur Erhebung der Grund- und Gewerbe- 
steuer im gesamten Reichsgebiet nur noch die Gemeinden berechtigt sind, 
werden die Länder bei der Erhebung dieser Steuern ausgeschaltet und die 
Lasten auf Reich und Gemeinden verteilt. Es wird aber auch für die Wirt- 
schaft ein klares übersichtliches Steuerwesen geschaffen, das außerordentli- 
che Erleichterungen allein in der Verwaltung bringt. 


Die ersten Reichsgaue 


So ist schon Ende 1936 der Zeitpunkt gekommen, wo bereits der territorialen 
Neugliederung des Reiches vorgegriffen werden kann. Am 1. Dezember 1936 
schafft das "Gesetz über die Verfassung und Verwaltung der Reichshaupt- 
stadt Berlin" den endgültigen Reichsgau Berlin, das "Gesetz über Groß-Ham- 
burg und andere Gebietsbereinigungen" vom 26. Januar 1937 den Reichsgau 
Hamburg in seiner endgültigen Gestalt. Das, was Generationen vordem nicht 
glückte und was gerade in der Novemberrepublik besonderen Schwierigkei- 
ten begegnete, wird nun zur Tatsache: der gesamte hamburgische Wirt- 
schaftsraum wird zu einem einheitlichen Gebilde geformt. Altona, Wandsbek 
und Harburg-Wilhelmsburg werden in den Gau Groß-Hamburg eingegliedert. 


Damit ist der Weg frei für eine sinnvolle Gestaltung dieses Wirtschaftsrau- 
mes, in dem bisher allein vier verschiedene Hafenverwaltungen nebeneinan- 
der arbeiteten, eine sinnvolle Gestaltung, deren Nutznießer in erster Linie der 
schaffende deutsche Mensch ist. 


Gleichzeitig werden in ganz Norddeutschland alle Enklaven beseitigt und die 
Staatsgrenzen abgerundet. Eine Fülle von Schwierigkeiten wird damit für die 
Einwohner dieser Orte beseitigt. Lübeck und der oldenburgische Landesteil 
Eutin werden in den Verband der Provinz Schleswig-Holstein, Cuxhaven in 
die Provinz Hannover eingegliedert, Wilhelmshaven mit der oldenburgischen 
Stadt Rüstringen zu einem starken Gemeinwesen verschmolzen, und das ol- 
denburgische Ländchen Birkenfeld an der Grenze der Saarpfalz in die Rhein- 
provinz eingegliedert. 


Ohne Überstürzung und mit der gleichen Folgerichtigkeit wie in den ersten 
vier Jahren nationalsozialistischer Staatsführung geht nun der Weg weiter, hi- 
nein in jenes große Reich aller Deutschen, das den Besten der deutschen 
Nation zu allen Zeiten vorschwebte und dem Ulrich von Hutten den Namen 
gab: 


Deutschland! 


